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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RICHTLINIE 2006/46/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 14. Juni 2006

zur Änderung der Richtlinien des Rates 78/660/EWG über den Jahresabschluss von Gesellschaften
bestimmter Rechtsformen, 83/349/EWG über den konsolidierten Abschluss, 86/635/EWG über
den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten
und 91/674/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von

Versicherungsunternehmen

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft und insbesondere Artikel 44 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 21. Mai 2003 nahm die Kommission einen
Aktionsplan an, der Maßnahmen zur Modernisierung des
Gesellschaftsrechts und zur Verbesserung der Corporate
Governance in der Gemeinschaft ankündigt. Als eine kurz-
fristige Priorität für die Gemeinschaft sollte die kollektive
Verantwortung von Organmitgliedern bestätigt, die Trans-
parenz von Transaktionen mit nahe stehenden Unterneh-
men und Personen und außerbilanziellen Geschäften
erhöht und die Offenlegung der von den Unternehmen
angewandten Unternehmensführungspraktiken verbessert
werden.

(2) Nach diesem Aktionsplan sollte als Mindestanfor-
derung vorgeschrieben werden, dass die Mitglieder der
Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane gegenüber
ihrer Gesellschaft für die Aufstellung und Veröffentlichung
des Jahresabschlusses und des Lageberichts kollektiv ver-
antwortlich sind. Der gleiche Grundsatz sollte auch auf

Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichts-
organe von Unternehmen Anwendung finden, die einen
konsolidierten Abschluss erstellen. Diese Organe handeln
im Rahmen der ihnen durch nationales Recht übertrage-
nen Zuständigkeiten. Den Mitgliedstaaten sollte die Mög-
lichkeit offen gelassen werden, darüber hinauszugehen
und eine unmittelbare Rechenschaftspflicht gegenüber
Aktionären oder anderen Beteiligten einzuführen. Ande-
rerseits sollten die Mitgliedstaaten davon abgehalten
werden, eine Regelung zu wählen, die eine auf einzelne
Organmitglieder begrenzte Verantwortung vorsieht.
Jedoch sollten Gerichte oder andere Vollzugsbehörden in
den Mitgliedstaaten dadurch nicht die Möglichkeit verlie-
ren, einzelnen Organmitgliedern Sanktionen aufzuerlegen.

(3) Die Haftung für die Aufstellung und Veröffentlichung der
Jahresabschlüsse und der konsolidierten Abschlüsse sowie
der Lageberichte und der konsolidierten Lageberichte
unterliegt nationalem Recht. Angemessene Haftungs-
regelungen, wie sie von jedem Mitgliedstaat nach seinen
nationalen Gesetzen und Verordnungen festgelegt werden,
sollten für die Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und
Aufsichtsorgane gelten. Den Mitgliedstaaten sollte es wei-
terhin freistehen, den Haftungsumfang festzulegen.

(4) Zur Förderung glaubhafter Rechnungslegungsprozesse in
der gesamten Europäischen Union sollten Mitglieder
desjenigen Organs eines Unternehmens, das für die Vor-
bereitung der Finanzberichte eines Unternehmens verant-
wortlich ist, die Aufgabe haben, dafür zu sorgen, dass die
finanziellen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt eines Unternehmens ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Lage vermitteln.

(5) Am 27. September 2004 nahm die Kommission eine Mit-
teilung über die Verhinderung und die Bekämpfung von
finanziellem und unternehmerischem Fehlverhalten an, die
unter anderem die politischen Initiativen der Kommission
hinsichtlich interner Kontrolle in Unternehmen und Ver-
antwortung von Organmitgliedern hervorhob.

(1) ABl. C 294 vom 25.11.2005, S. 4.
(2) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 15. Dezember
2005 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates
vom 22. Mai 2006.
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(6) Bislang ist in der Vierten Richtlinie 78/660/EWG des
Rates (1) und in der Siebenten Richtlinie 83/349/EWG des
Rates (2) nur die Offenlegung von Geschäften zwischen
der Gesellschaft und den mit ihr verbundenen Unterneh-
men vorgeschrieben. Im Interesse einer Gleichstellung der
Gesellschaften, deren Wertpapiere nicht zum Handel an
einem geregelten Markt zugelassen sind, und der Gesell-
schaften, die ihren konsolidierten Abschluss nach interna-
tionalen Rechnungslegungsstandards aufstellen, sollte die
Offenlegungspflicht erweitert werden, um auch andere
Arten von nahe stehenden Unternehmen und Personen,
zum Beispiel Angehörige des Managements in Schlüssel-
positionen des Managements und Ehegatten von Organ-
mitgliedern, zu erfassen, allerdings nur, wenn es sich
dabei um wesentliche, zu marktunüblichen Bedingungen
durchgeführte Geschäfte handelt. Die Offenlegung wesent-
licher, zu marktunüblichen Bedingungen durchgeführter
Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Perso-
nen kann denjenigen, die mit Jahresabschlüssen arbeiten,
bei der Beurteilung der Finanzlage der Gesellschaft bzw.
der gesamten Unternehmensgruppe, falls die Gesellschaft
zu einer solchen gehört, von Nutzen sein. Gruppeninterne
Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Perso-
nen sollten bei der Erstellung konsolidierter Abschlüsse
außer Betracht bleiben.

(7) Die Definition des Begriffs „nahe stehende Unterneh-
men und Personen“ im Sinne der internationalen
Rechnungslegungsstandards, die von der Kommission
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 19. Juli
2002 betreffend die Anwendung internationaler
Rechnungslegungsstandards (3) übernommen wurden,
sollte auch auf die Richtlinien 78/660/EWG
und 83/349/EWG Anwendung finden.

(8) Außerbilanzielle Geschäfte können Unternehmen Risiken
aussetzen und ihnen Vorteile bringen, die für eine Ein-
schätzung der Finanzlage des Unternehmens und, wenn
das Unternehmen zu einer Gruppe gehört, der Finanzlage
der gesamten Unternehmensgruppe wesentlich sind.

(9) Außerbilanzielle Geschäfte können alle Transaktionen
oder Vereinbarungen sein, die zwischen Gesellschaften
und anderen Unternehmen — auch nicht rechtsfähigen
Einrichtungen — abgewickelt werden und nicht in der
Bilanz enthalten sind. Solche außerbilanziellen Geschäfte
können mit der Errichtung oder Nutzung von Zweck-
gesellschaften und mit Offshore-Geschäften verbunden
sein, die unter anderem wirtschaftliche, rechtliche, steuer-
liche oder bilanzielle Ziele verfolgen. Zu solchen außerbi-
lanziellen Geschäften zählen beispielsweise Risiko- und
Gewinnteilungsvereinbarungen oder Verpflichtungen aus

Verträgen, wie z. B. Factoring, Pensionsgeschäfte, Konsig-
nationslagervereinbarungen, Verträge mit unbedingter
Zahlungsverpflichtung („take or pay“-Verträge), Forde-
rungsverbriefung über gesonderte Gesellschaften oder
nicht rechtsfähige Einrichtungen, Verpfändung von Aktiva,
Leasingverträge, Auslagerung von Tätigkeiten u. ä. Eine
ordnungsgemäße Offenlegung der wesentlichen Risiken
und Vorteile von Geschäften, die nicht in der Bilanz aus-
gewiesen sind, sollte im Anhang zum Jahresabschluss oder
zum konsolidierten Abschluss erfolgen.

(10) Gesellschaften, deren Wertpapiere zum Handel an einem
geregelten Markt zugelassen sind und die ihren Sitz in
der Gemeinschaft haben, sollten verpflichtet sein, in
einem gesonderten, deutlich gekennzeichneten Abschnitt
des Lageberichts eine jährliche Erklärung zur Unter-
nehmensführung abzugeben. In dieser Erklärung sollten
den Aktionären zumindest leicht zugängliche Schlüssel-
informationen über die tatsächlich angewandten
Unternehmensführungspraktiken, einschließlich einer
Beschreibung der wichtigsten Merkmale der vorhandenen
Risikomanagementsysteme und internen Kontroll-
verfahren in Bezug auf den Rechnungslegungsprozess
gegeben werden. Aus der Erklärung zur Unternehmens-
führung sollte hervorgehen, ob die Gesellschaft neben den
Unternehmensführungsvorschriften des nationalen Rechts
weitere derartige Vorschriften anwendet, unabhängig
davon, ob diese Vorschriften in einem für die Gesellschaft
unmittelbar geltenden Unternehmensführungskodex ent-
halten sind oder Teil eines Kodex sind, den die Gesell-
schaft anwendet. Darüber hinaus kann eine Gesellschaft
gegebenenfalls auch eine Analyse ökologischer und sozia-
ler Aspekte vorlegen, sofern diese notwendig sind, um ihre
Entwicklung, Leistung und Lage zu beurteilen. Gesellschaf-
ten, die einen konsolidierten Lagebericht erstellen,
brauchen keine gesonderte Erklärung zur Unternehmens-
führung vorzulegen. Es sollten jedoch Erläuterungen zum
Risikomanagement- und zum internen Kontrollsystem der
Gruppe gegeben werden.

(11) Die im Rahmen der vorliegenden Richtlinie erlassenen
Maßnahmen sollten nicht zwangsläufig auf Gesellschaften
oder Unternehmen der gleichen Art Anwendung finden.
Die Mitgliedstaaten sollten das Recht haben, kleine
Gesellschaften im Sinne des Artikels 11 der Richtlinie
78/660/EWG von den Anforderungen der vorliegenden
Richtlinie in Bezug auf nahe stehende Unternehmen und
Personen und außerbilanzielle Geschäfte zu befreien.
Gesellschaften, die in ihren Abschlüssen bereits Geschäfte
mit nahe stehenden Unternehmen und Personen gemäß
den in der Europäischen Union übernommenen internati-
onalen Rechnungslegungsstandards offen legen, sollten
nicht verpflichtet sein, weitere Angaben gemäß der vorlie-
genden Richtlinie vorzulegen, da durch die Anwendung
der internationalen Rechnungslegungsstandards bereits ein
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
betreffenden Gesellschaft entsteht. Die Bestimmungen der
vorliegenden Richtlinie in Bezug auf die Erklärung zur

(1) ABl. L 222 vom 14.8.1978, S. 11. Zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 157 vom 9.6.2006, S. 87).

(2) ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1. Zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2006/43/EG.

(3) ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1.
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Unternehmensführung sollten für alle Gesellschaften,
einschließlich Banken, Versicherungs- und
Rückversicherungsunternehmen, gelten, die andere Wert-
papiere als an einem geregelten Markt zugelassene Aktien
ausgegeben haben, soweit sie nicht von den Mitgliedstaa-
ten befreit sind. Die Bestimmungen der vorliegenden
Richtlinie über die Pflichten und die Haftung von
Organmitgliedern sowie über Sanktionen sollten auf alle
Gesellschaften, für die die Richtlinien 78/660/EWG,
86/635/EWG (1) und 91/674/EWG (2) des Rates gelten,
sowie auf alle Gesellschaften, die einen konsolidierten
Abschluss gemäß der Richtlinie 83/349/EWG erstellen,
Anwendung finden.

(12) Nach der Richtlinie 78/660/EWG müssen derzeit alle fünf
Jahre unter anderem die Obergrenzen für Bilanzsummen
und Nettoumsatzerlöse überprüft werden, die die Mitglied-
staaten bei der Entscheidung heranziehen können,
welche Unternehmen von bestimmten Offenlegungs-
anforderungen befreit werden können. Zusätzlich zu die-
sen Fünfjahresprüfungen kann eine zusätzliche einmalige
Anhebung dieser Schwellenwerte für Bilanzsummen und
Nettoumsatzerlöse ebenfalls zweckmäßig sein. Es gibt
keine Pflicht der Mitgliedstaaten, diese angehobenen
Schwellenwerte anzuwenden.

(13) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Erleichterung
grenzüberschreitender Investitionen und die Verbesserung
der unionsweiten Vergleichbarkeit und des öffentlichen
Vertrauens in Abschlüsse und Lageberichte durch größere
und kohärentere spezifische Offenlegungen auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können
und daher aufgrund des Umfangs und der Wirkungen die-
ser Richtlinie besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen
sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Arti-
kel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese
Richtlinie nicht über das für die Erreichung dieser Ziele
erforderliche Maß hinaus.

(14) Diese Richtlinie wahrt die vor allem mit der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union anerkannten Grund-
rechte und Grundsätze.

(15) Gemäß Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinbarung
„Bessere Rechtsetzung“ (3) werden die Mitgliedstaaten auf-
gefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der
Gemeinschaft Tabellen aufzustellen, aus denen im Rah-
men des Möglichen die Entsprechungen zwischen dieser
Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu entneh-
men sind, und diese zu veröffentlichen.

(16) Die Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG, 86/635/EWG
und 91/674/EWG sollten daher entsprechend geändert
werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung der Richtlinie 78/660/EWG

Die Richtlinie 78/660/EWG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) im ersten Gedankenstrich werden die Worte „Bilanz-
summe: 3 650 000 EUR“ ersetzt durch die Worte
„Bilanzsumme: 4 400 000 EUR“;

b) im zweiten Gedankenstrich werden die Worte „Netto-
umsatzerlöse: 7 300 000 EUR“ ersetzt durch die Worte
„Nettoumsatzerlöse: 8 800 000 EUR“.

2. In Artikel 11 Absatz 3 werden die Worte „der Richtlinie gilt,
die diese Beträge aufgrund der in Artikel 53 Absatz 2 vorge-
sehenen Überprüfung festsetzt“ durch „jeder Richtlinie gilt,
die diese Beträge festsetzt“ ersetzt.

3. Artikel 27 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) im ersten Gedankenstrich werden die Worte „Bilanz-
summe: 14 600 000 EUR“ ersetzt durch die Worte
„Bilanzsumme: 17 500 000 EUR“;

b) im zweiten Gedankenstrich werden die Worte „Netto-
umsatzerlöse: 29 200 000 EUR“ ersetzt durch die Worte
„Nettoumsatzerlöse: 35 000 000 EUR“.

4. In Artikel 27 Absatz 3 werden die Worte „der Richtlinie gilt,
die diese Beträge aufgrund der in Artikel 53 Absatz 2 vorge-
sehenen Überprüfung festsetzt“ durch „jeder Richtlinie gilt,
die diese Beträge festsetzt“ ersetzt.

5. In Artikel 42a wird folgender Absatz angefügt:

„(5a) Abweichend von den Bestimmungen der Absätze 3
und 4 können die Mitgliedstaaten im Einklang mit den
internationalen Rechnungslegungsstandards, die durch die
Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 vom 29. September 2003
betreffend die Übernahme bestimmter internationaler
Rechnungslegungsstandards in Übereinstimmung mit
der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen
Parlaments und des Rates (*) in der geänderten Fassung
zum 5. September 2006 angenommen wurden, eine Bewer-
tung der Finanzinstrumente zusammen mit den damit in

(1) ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16).

(2) ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 7. Geändert durch die Richtlinie
2003/51/EG.

(3) ABl. C 321 vom 31.12.2003, S. 1.
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Zusammenhang stehenden Offenlegungspflichten gemäß
den internationalen Rechnungslegungsgrundsätzen, die im
Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli
2002 betreffend die Anwendung internationaler
Rechnungslegungsstandards (**) angenommen wurden,
zulassen oder vorschreiben.

(*) ABl. L 261 vom 13.10.2003, S. 1. Zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 108/2006 (ABl. L 24
vom 27.1.2006, S. 1).

(**) ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1.“

6. In Artikel 43 Absatz 1 werden folgende Nummern eingefügt:

„7a. Art und Zweck der Geschäfte der Gesellschaft, die
nicht in der Bilanz enthalten sind und ihre finanziellen
Auswirkungen auf die Gesellschaft, vorausgesetzt, dass
die Risiken und Vorteile, die aus solchen Geschäften
entstehen, wesentlich sind, und sofern die Offenlegung
derartiger Risiken und Vorteile für die Beurteilung der
Finanzlage der Gesellschaft notwendig ist.

Die Mitgliedstaaten können es den in Artikel 27
genannten Gesellschaften gestatten, die nach dieser
Nummer offen zu legenden Informationen auf die Art
und den Zweck der Geschäfte zu beschränken;

7b. Geschäfte der Gesellschaft mit nahe stehenden Unter-
nehmen und Personen, einschließlich Angaben zu deren
Wertumfang, zur Art der Beziehung zu den nahe ste-
henden Unternehmen und Personen sowie weitere
Angaben zu den Geschäften, die für die Beurteilung der
Finanzlage der Gesellschaft notwendig sind, sofern diese
Geschäfte wesentlich sind und unter marktunüblichen
Bedingungen zustande gekommen sind. Angaben über
Einzelgeschäfte können nach Geschäftsarten zusam-
mengefasst werden, sofern keine getrennten Angaben
für die Beurteilung der Auswirkungen von Geschäften
mit nahe stehenden Unternehmen und Personen auf die
Finanzlage der Gesellschaft benötigt werden.

Die Mitgliedstaaten können den in Artikel 27 genann-
ten Gesellschaften gestatten, die nach dieser Num-
mer verlangten Angaben nicht zu machen, es sei denn,
es handelt sich um Unternehmen im Sinne von Arti-
kel 1 Absatz 1 der Richtlinie 77/91/EWG, in diesem
Fall können die Mitgliedstaaten die Offenlegung als
Mindestangabe auf diejenigen Geschäfte beschränken,
die direkt oder indirekt geschlossen werden zwischen

i) der Gesellschaft und ihren Hauptgesellschaftern,

und

ii) der Gesellschaft und den Mitgliedern der
Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane.

Die Mitgliedstaaten können Geschäfte zwischen zwei
oder mehr Mitgliedern derselben Unternehmensgruppe
ausnehmen, sofern die an dem Geschäft beteiligten
Tochtergesellschaften hundertprozentige Tochtergesell-
schaften sind.

Der Begriff ‚nahe stehende Unternehmen und Personen‘
ist im Sinne der gemäß Verordnung (EG)
Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen
Rechnungslegungsstandards zu verstehen.“

7. Der folgende Artikel wird eingefügt:

„Artikel 46a

(1) Eine Gesellschaft, deren Wertpapiere zum Handel an
einem geregelten Markt im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über Märkte
für Finanzinstrumente (*) zugelassen sind, nimmt eine Erklä-
rung zur Unternehmensführung in ihren Lagebericht auf.
Diese Erklärung bildet einen gesonderten Abschnitt im Lage-
bericht und enthält zumindest die folgenden Angaben:

a) einen Verweis auf

i) den Unternehmensführungskodex, dem die Gesell-
schaft unterliegt,

und/oder

ii) den Unternehmensführungskodex, den sie gegebe-
nenfalls freiwillig anzuwenden beschlossen hat,

und/oder

iii) alle relevanten Angaben zu Unternehmens-
führungspraktiken, die sie über die Anforderungen
des nationalen Rechts hinaus anwendet.

In den Fällen der Ziffern i und ii gibt die Gesellschaft
ferner an, wo die entsprechenden Dokumente öffent-
lich zugänglich sind; in den Fällen der Ziffer iii macht
die Gesellschaft ihre Unternehmensführungspraktiken
öffentlich zugänglich;

b) soweit eine Gesellschaft im Einklang mit nationalem
Recht von einem Unternehmensführungskodex im
Sinne von Buchstabe a Ziffer i oder ii abweicht, eine
Erklärung, in welchen Punkten und aus welchen Grün-
den sie von dem Kodex abweicht. Hat die Gesellschaft
beschlossen, keine Bestimmungen eines Unternehmens-
führungskodex im Sinne von Buchstabe a Ziffer i oder
ii anzuwenden, so legt sie die Gründe hierfür dar;

c) eine Beschreibung der wichtigsten Merkmale des
internen Kontroll- und des Risikomanagement-
systems der Gesellschaft im Hinblick auf den
Rechnungslegungsprozess;
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d) die gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben c, d, f, h
und i der Richtlinie 2004/25/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 21. April 2004 betreffend
Übernahmeangebote (**) geforderten Angaben, sofern
das Unternehmen unter diese Richtlinie fällt;

e) die Art und Weise der Durchführung der Hauptver-
sammlung und deren wesentliche Befugnisse sowie eine
Beschreibung der Aktionärsrechte und der Möglichkei-
ten ihrer Ausübung, sofern diese Angaben nicht bereits
vollständig im nationalen Recht enthalten sind;

f) die Zusammensetzung und Arbeitsweise der
Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane und ihrer
Ausschüsse.

(2) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die nach
diesem Artikel vorzulegenden Angaben in einem gesonder-
ten Bericht enthalten sind, der zusammen mit dem Lagebe-
richt nach Maßgabe des Artikels 47 offen gelegt wird, oder
durch eine Bezugnahme im Lagebericht, falls dieses Doku-
ment auf der Internetseite der Gesellschaft öffentlich zugäng-
lich ist. Im Fall eines gesonderten Berichts kann die Erklärung
zur Unternehmensführung einen Verweis auf den Lagebe-
richt enthalten, in dem die nach Absatz 1 Buchstabe d vor-
zulegenden Angaben zu finden sind. Artikel 51 Absatz 1
Unterabsatz 2 findet Anwendung auf Absatz 1 Buchstaben c
und d. Im Hinblick auf die übrigen Informationen muss der
Abschlussprüfer nachprüfen, ob die Erklärung zur Unter-
nehmensführung erstellt worden ist.

(3) Die Mitgliedstaaten können Gesellschaften, die aus-
schließlich andere Wertpapiere als zum Handel an einem
geregelten Markt im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Num-
mer 14 der Richtlinie 2004/39/EG zugelassene Aktien emit-
tiert haben, von der Anwendung des Absatzes 1 Buchstaben
a, b, e und f ausnehmen, es sei denn, dass diese Gesellschaf-
ten Aktien emittiert haben, die über ein multilaterales
Handelssystem im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Num-
mer 15 der Richtlinie 2004/39/EG gehandelt werden.

(*) ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1.
(**) ABl. L 142 vom 30.4.2004, S. 12.“

8. Der folgende Abschnitt wird eingefügt:

„ABSCHNITT 10A

Pflicht und Haftung hinsichtlich der Aufstellung und
der Veröffentlichung der Jahresabschlüsse und des
Lageberichts

Artikel 50b

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Mitglieder der
Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane der Gesell-
schaft kollektiv die Pflicht haben, sicherzustellen, dass der
Jahresabschluss, der Lagebericht und, soweit sie gesondert
vorgelegt wird, die Erklärung zur Unternehmensführung

nach Artikel 46a entsprechend den Anforderungen dieser
Richtlinie und gegebenenfalls entsprechend den internatio-
nalen Rechnungslegungsstandards, die gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1606/2002 angenommen wurden, erstellt
und veröffentlicht werden. Diese Organe handeln im Rah-
men der ihnen durch nationales Recht übertragenen
Zuständigkeiten.

Artikel 50c

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Haftungs-
bestimmungen ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschriften
auf die Mitglieder der in Artikel 50b dieser Richtlinie
genannten Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane
Anwendung finden, zumindest was deren Haftung gegenü-
ber der Gesellschaft wegen Verletzung der in Artikel 50b
genannten Pflicht betrifft.“

9. Artikel 53a erhält folgende Fassung:

„Artikel 53a

Die Mitgliedstaaten gewähren die in den Artikeln 11, 27, 43
Absatz 1 Nummern 7a und b, 46, 47 und 51 vorgesehenen
abweichenden Regelungen nicht im Fall von Gesellschaften,
deren Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt
im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie
2004/39/EG zugelassen sind.“

10. Der folgende Artikel wird eingefügt:

„Artikel 60a

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für Verstöße gegen die
aufgrund dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vorschrif-
ten fest und treffen alle zu ihrer Anwendung erforderlichen
Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirk-
sam, verhältnismäßig und abschreckend sein.“

11. Artikel 61a erhält folgende Fassung:

„Artikel 61a

Spätestens zum 1. Juli 2007 überprüft die Kommission die
Artikel 42a bis 42f, Artikel 43 Absatz 1 Nummern 10
und 14, Artikel 44 Absatz 1, Artikel 46 Absatz 2 Buch-
stabe f und Artikel 59 Absatz 2 Buchstaben a und b anhand
der Erfahrungen bei der Anwendung der Bestimmungen über
die Bewertung mit dem beizulegenden Zeitwert, insbeson-
dere im Hinblick auf IAS 39 in der gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1606/2002 angenommenen Fassung, und unter
Berücksichtigung der internationalen Entwicklungen im
Bereich des Rechnungswesens und legt dem Europäischen
Parlament und dem Rat gegebenenfalls einen Vorschlag zur
Änderung der genannten Artikel vor.“

16.8.2006 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 224/5



Artikel 2

Änderung der Richtlinie 83/349/EWG

Die Richtlinie 83/349/EWG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 34 werden folgende Nummern eingefügt:

„7a. Art und Zweck der nicht in der konsolidierten Bilanz
ausgewiesenen Geschäfte und finanzielle Auswirkungen
dieser Geschäfte, vorausgesetzt, dass die Risiken und
Vorteile, die aus solchen Geschäften entstehen, wesent-
lich sind, und sofern die Offenlegung derartiger Risi-
ken und Vorteile für die Beurteilung der Finanzlage der
in den Konsolidierungskreis einbezogenen Unterneh-
men als Ganzes erforderlich ist;

7b. Geschäfte — außer gruppeninterne Transaktionen —
des Mutterunternehmens oder anderer in den
Konsolidierungskreis einbezogenen Unternehmen mit
nahe stehenden Unternehmen und Personen, ein-
schließlich Angaben zu deren Wertumfang, zur Art der
Beziehung zu den nahe stehenden Unternehmen und
Personen sowie weitere Angaben zu den Geschäften,
die für die Beurteilung der Finanzlage der in die Konso-
lidierung einbezogenen Unternehmen als Ganzes not-
wendig sind, sofern diese Geschäfte wesentlich sind und
unter marktunüblichen Bedingungen zustande gekom-
men sind. Angaben über Einzelgeschäfte können nach
Geschäftsarten zusammengefasst werden, sofern keine
getrennten Angaben für die Beurteilung der Auswirkun-
gen von Geschäften mit nahe stehenden Unternehmen
und Personen auf die Finanzlage der in die Konsolidie-
rung einbezogenen Unternehmen als Ganzes benötigt
werden.“

2. In Artikel 36 Absatz 2 wird folgender Buchstabe angefügt:

„f) die wesentlichen Merkmale des internen Kontroll- und
des Risikomanagementsystems der Gruppe im Zusam-
menhang mit der Aufstellung des konsolidierten
Abschlusses, sofern die Wertpapiere eines Unterneh-
mens zum Handel an einem geregelten Markt im Sinne
von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie
2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Finanz-
instrumente (*) zugelassen sind. Werden der konsoli-
dierte Lagebericht und der Lagebericht in einem einzigen
Bericht vorgelegt, so sind diese Angaben in den
Abschnitt aufzunehmen, der die Erklärung zur Unter-
nehmensführung gemäß Artikel 46a der Richtlinie
78/660/EWG enthält.

Gestattet ein Mitgliedstaat, dass die nach Artikel 46a
Absatz 1 der Richtlinie 78/660/EWG vorzulegenden
Angaben in einem gesonderten Bericht aufgeführt wer-
den, der zusammen mit dem Jahresabschluss nach Maß-
gabe des Artikels 47 jener Richtlinie offen gelegt wird,

sind auch die Angaben gemäß Unterabsatz 1 Gegen-
stand des gesonderten Berichts. Artikel 37 Absatz 1
Unterabsatz 2 der vorliegenden Richtlinie findet
Anwendung.

(*) ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1.“

3. Der folgende Abschnitt wird eingefügt:

„ABSCHNITT 3A

Pflicht und Haftung hinsichtlich der Aufstellung und
Veröffentlichung der konsolidierten Abschlüsse und des
konsolidierten Lageberichts

Artikel 36a

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Mitglieder der
Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane der Unterneh-
men, die den konsolidierten Abschluss und den konsolidier-
ten Lagebericht erstellen, kollektiv die Pflicht haben, dass
der konsolidierte Abschluss, der konsolidierte Lagebericht
und, soweit sie gesondert vorgelegt wird, die Erklärung zur
Unternehmensführung nach Artikel 46a der Richtlinie
78/660/EWG, entsprechend den Anforderungen der vorlie-
genden Richtlinie und gegebenenfalls entsprechend den
internationalen Rechnungslegungsstandards, die gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend die
Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (*)
angenommen wurden, erstellt und offen gelegt werden. Diese
Organe handeln im Rahmen der ihnen durch nationales
Recht übertragenen Zuständigkeiten.

Artikel 36b

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Haftungs-
bestimmungen ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschriften
auf die Mitglieder der in Artikel 36a genannten Verwaltungs-,
Leitungs- und Aufsichtsorgane Anwendung finden, zumin-
dest was deren Haftung gegenüber dem Unternehmen, das
den konsolidierten Abschluss aufstellt, wegen Verletzung der
in Artikel 36a genannten Pflicht betrifft.

(*) ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1.“

4. In Artikel 41 wird folgender Absatz eingefügt:

„1a. Der Begriff ‚nahe stehende Unternehmen und
Personen‘ ist im Sinne der gemäß Verordnung
(EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen
Rechnungslegungsstandards zu verstehen.“

5. Der folgende Artikel wird eingefügt:

„Artikel 48

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für Verstöße gegen die
aufgrund dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vorschrif-
ten fest und treffen alle zu ihrer Anwendung erforderlichen
Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirk-
sam, verhältnismäßig und abschreckend sein.“
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Artikel 3

Änderung der Richtlinie 86/635/EWG

Artikel 1 Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie 86/635/EWG erhält fol-
gende Fassung:

„Für die in Artikel 2 genannten Institute gelten die Artikel 2
und 3, Artikel 4 Absatz 1 und Absätze 3 bis 6, die Artikel 6, 7,
13 und 14, Artikel 15 Absätze 3 und 4, die Artikel 16 bis 21,
29 bis 35, 37 bis 41, Artikel 42 Satz 1, die Artikel 42a bis 42f,
Artikel 45 Absatz 1, Artikel 46 Absätze 1 und 2, Artikel 46a,
die Artikel 48 bis 50, die Artikel 50a, 50b und 50c, Artikel 51
Absatz 1, Artikel 51a, die Artikel 56 bis 59, 60a, 61 und 61a
der Richtlinie 78/660/EWG, soweit in der vorliegenden Richtli-
nie nichts anderes bestimmt ist.“

Artikel 4

Änderung der Richtlinie 91/674/EWG

Artikel 1 Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie 91/674/EWG erhält fol-
gende Fassung:

„Für die in Artikel 2 genannten Unternehmen gelten die Arti-
kel 2 und 3, Artikel 4 Absatz 1 und Absätze 3 bis 6, die Arti-
kel 6, 7, 13 und 14, Artikel 15 Absätze 3 und 4, die Artikel 16
bis 21, 29 bis 35, 37 bis 41, Artikel 42, die Artikel 42a bis 42f,
Artikel 43 Absatz 1 Nummern 1 bis 7b und 9 bis 14, Artikel 45
Absatz 1, Artikel 46 Absätze 1 und 2, Artikel 46a, die Artikel 48
bis 50, die Artikel 50a, 50b, 50c, Artikel 51 Absatz 1, Arti-
kel 51a, die Artikel 56 bis 59, 60a, 61 und 61a der Richtlinie
78/660/EWG, soweit in der vorliegenden Richtlinie nichts ande-
res bestimmt ist.“

Artikel 5

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
spätestens am 5. September 2008 nachzukommen.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie
in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amt-
lichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-
staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 6

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 7

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 14. Juni 2006.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

Im Namen des Rates
Der Präsident
H. WINKLER
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 29. April 2004

über die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung eines Protokolls zum Abkommen über
Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau andererseits anlässlich
des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der

Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union

(2006/535/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 44 Absatz 2, Artikel 47
Absatz 2 letzter Satz, Artikel 55, Artikel 57 Absatz 2, Artikel 71,
Artikel 80 Absatz 2, Artikel 93, Artikel 94, Artikel 133 und Arti-
kel 181a in Verbindung mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1
Satz 1,

gestützt auf den Beitrittsvertrag vom 16. April 2003, insbeson-
dere auf Artikel 2 Absatz 3,

gestützt auf die dem Beitrittsvertrag beigefügte Akte, insbeson-
dere auf Artikel 6 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 8. Dezember 2003 ermächtigte der Rat die Kommis-
sion, im Namen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaa-
ten mit der Republik Moldau ein Protokoll zum
Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit
auszuhandeln, um den Beitritt der Tschechischen Repub-
lik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Repu-
blik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn,
der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik
Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäi-
schen Union zu berücksichtigen, und um gewisse Anpas-
sungen vorzunehmen, die mit der institutionellen und
rechtlichen Entwicklung in der Europäischen Union
zusammenhängen.

(2) Vorbehaltlich seines späteren Abschlusses wurde das Pro-
tokoll zwischen den beteiligten Parteien ausgehandelt und
sollte nun im Namen der Europäischen Gemeinschaft
und ihrer Mitgliedstaaten unterzeichnet werden.

(3) Das Protokoll sollte ab dem Tag des Beitritts vorläufige
Anwendung finden, bis die für seinen formalen Abschluss
erforderlichen Verfahren beendet sind —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu bestel-
len, die befugt sind das Protokoll zum Partnerschafts- und Koo-
perationsvertrag zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau
andererseits anlässlich des Beitritts der Tschechischen Republik,
der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slo-
wakischen Republik zur Europäischen Union vorbehaltlich eines
späteren Abschlusses im Namen der Europäischen Gemeinschaft
und ihrer Mitgliedstaaten zu unterzeichnen.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt (1).

(1) Siehe Seite 10 dieses Amtsblatts.
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Artikel 2

Bis zu seinem Inkrafttreten wird das Protokoll ab dem Tag des
Beitritts vorläufig angewandt.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 2004.

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. McDOWELL
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PROTOKOLL

zumAbkommen über Partnerschaft undZusammenarbeit zurGründung einer Partnerschaft zwischen
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau
andererseits anlässlich des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union

DAS KÖNIGREICH BELGIEN,

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK,

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK,

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

DIE REPUBLIK ESTLAND,

DIE HELLENISCHE REPUBLIK,

DAS KÖNIGREICH SPANIEN,

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK,

IRLAND,

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK ZYPERN,

DIE REPUBLIK LETTLAND,

DIE REPUBLIK LITAUEN,

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG,

DIE REPUBLIK UNGARN,

DIE REPUBLIK MALTA,

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE,

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH,

DIE REPUBLIK POLEN,

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK SLOWENIEN,

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK FINNLAND,

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN,

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,

im Folgenden die „Mitgliedstaaten“ genannt, vertreten durch den Rat der Europäischen Union, und

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT UND DIE EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT,

im Folgenden die „Gemeinschaften“ genannt, vertreten durch den Rat der Europäischen Union und die Europäische
Kommission,
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einerseits und

DIE REPUBLIK MOLDAU

andererseits,

IN ANBETRACHT des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik zur Europäischen Union am 1. Mai 2004,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Die Tschechische Republik, die Republik Estland, die Republik
Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, die Repub-
lik Ungarn, die Republik Malta, die Republik Polen, die Republik
Slowenien und die Slowakische Republik werden Vertrags-
parteien des am 28. November 1994 unterzeichneten Abkom-
mens über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung
einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau
andererseits (im Folgenden das „Abkommen“ genannt) und neh-
men ebenso wie die übrigen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft
das Abkommen, die am selben Tag unterzeichneten, der Schluss-
akte beigefügten Gemeinsamen Erklärungen, Briefwechsel und
die der Schlussakte beigefügte Erklärung der Republik Moldau
sowie das Protokoll zu dem Abkommen vom 15. Mai 1997, wel-
ches am 12. Oktober 2000 in Kraft trat, an bzw. zur Kenntnis.

Artikel 2

Um den jüngeren institutionellen Entwicklungen in der Europäi-
schen Union Rechnung zu tragen, kommen die Vertragsparteien
überein, dass aufgrund des Außerkrafttretens des Vertrags über
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl die Bestimmungen des Abkommens, die auf die Europäi-
sche Gemeinschaft für Kohle und Stahl Bezug nehmen, als Bezug-
nahmen auf die Europäische Gemeinschaft zu verstehen sind,
welche sämtliche Rechte und Pflichten der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl übernommen hat.

Artikel 3

Dieses Protokoll ist Bestandteil des Abkommens.

Artikel 4

(1) Dieses Protokoll wird von den Gemeinschaften, dem Rat
der Europäischen Union im Namen ihrer Mitgliedstaaten und von
der Republik Moldau nach ihren eigenen Verfahren genehmigt.

(2) Die Vertragsparteien notifizieren einander den Abschluss
der in Absatz 1 genannten Verfahren. Die Genehmigungs-
urkunden werden beim Generalsekretariat des Rates der Europäi-
schen Union hinterlegt.

Artikel 5

(1) Dieses Protokoll tritt am selben Tag in Kraft wie der
Beitrittsvertrag von 2003, sofern alle Genehmigungsurkunden zu
diesem Protokoll vor diesem Zeitpunkt hinterlegt worden sind.

(2) Sind nicht alle Genehmigungsurkunden zu diesem Proto-
koll vor diesem Zeitpunkt hinterlegt worden, so tritt dieses Pro-
tokoll am ersten Tag des ersten Monats in Kraft, der auf die
Hinterlegung der letzten Genehmigungsurkunde folgt.

(3) Sind bis zum 1. Mai 2004 nicht alle Genehmigungs-
urkunden zu diesem Protokoll hinterlegt worden, so wird dieses
Protokoll ab 1. Mai 2004 vorläufig angewandt.

Artikel 6

Das Abkommen, die Schlussakte und alle ihr beigefügten Doku-
mente sowie das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft
und Zusammenarbeit vom 15. Mai 1997 sind in estnischer, let-
tischer, litauischer, maltesischer, polnischer, slowakischer, slowe-
nischer, tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst.

Diese Texte sind diesem Protokoll beigefügt (1) und gleicherma-
ßen verbindlich wie die Texte in den anderen Sprachen, in denen
das Abkommen, die Schlussakte und die ihr beigefügten Doku-
mente sowie das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft
und Zusammenarbeit vom 15. Mai 1997 abgefasst sind.

Artikel 7

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in dänischer, deutscher,
englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, ita-
lienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer,
polnischer, portugiesischer, schwedischer, slowakischer, sloweni-
scher, spanischer, tschechischer, ungarischer und moldauischer
Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist.

(1) Die estnische, die lettische, die litauische, die maltesische, die polni-
sche, die slowakische, die slowenische, die tschechische und die unga-
rische Fassung des Abkommens werden zu einem späteren
Zeitpunkt in der Sonderausgabe des Amtsblatts veröffentlicht.
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Hecho en Bruselas, el treinta de abril de dos mil cuatro.

V Bruselu dne třicátého dubna dva tisíce čtyři.

Udfærdiget i Bruxelles den tredivte april to tusind og fire.

Geschehen zu Brüssel am dreißigsten April zweitausendundvier.

Kahe tuhande neljanda aasta kolmekümnendal aprillil Brüsselis.

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις τριάντα Απριλίου δύο χιλιάδες τέσσερα.

Done at Brussels on the thirtieth day of April in the year two thousand and four.

Fait à Bruxelles, le trente avril deux mille quatre.

Fatto a Bruxelles, addì trenta aprile duemilaquattro.

Briselē, divi tūkstoši ceturtā gada trīsdesmitajā aprīlī.

Priimta du tūkstančiai ketvirtų metų balandžio trisdešimtą dieną Briuselyje.

Kelt Brüsszelben, a kétezer-negyedik év április havának tizenharmadik napján.

Magħmul fi Brussel fit-tletin jum ta’ April tas-sena elfejn u erbgħa.

Gedaan te Brussel, de dertigste april tweeduizendvier.

Sporządzono w Brukseli, dnia trzynastego kwietnia roku dwa tysiące czwartego.

Feito em Bruxelas, em trinta de Abril de dois mil e quatro.

V Bruseli tridsiateho apríla dvetisícštyri.

V Bruslju, dne tridesetega aprila leta dva tisoč štiri.

Tehty Brysselissä kolmantenakymmenentenä päivänä huhtikuuta vuonna kaksituhattaneljä.

Som skedde i Bryssel den trettionde april tjugohundrafyra.

Întocmit la Bruxelles în a treizecea zi a lunii aprilie în anul doua mii patru.
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Por los Estados miembros
Za členské státy
For medlemsstaterne
Für die Mitgliedstaaten
Liikmesriikide nimel
Για τα κράτη μέλη

For the Member States
Pour les États membres
Per gli Stati membri
Dalībvalstu vārdā
Valstybių narių vardu
A tagállamok részéről
Għall-Istati Membri
Voor de lidstaten

W imieniu Państw Członkowskich
Pelos Estados-Membros
Za členské štáty
Za države članice

Jäsenvaltioiden puolesta
På medlemsstaternas vägnar
Pentru Statele Membre

Por las Comunidades Europeas
Za Evropská společenství

For De Europæiske Fællesskaber
Für die Europäischen Gemeinschaften

Euroopa ühenduste nimel
Για τις Ευρωπαϊκές Κοινότητες
For the European Communities
Pour les Communautés européennes

Per le Comunità europee
Eiropas Kopienu vārdā
Europos Bendrijų vardu

Az Európai Közösségek részéről
Għall-Komunitajiet Ewropej

Voor de Europese Gemeenschappen
W imieniu Wspólnot Europejskich
Pelas Comunidades Europeias
Za Európske spoločenstvá
Za Evropske skupnosti

Euroopan yhteisöjen puolesta
På Europeiska gemenskapernas vägnar
Pentru Comunitatile Europene

Por la República de Moldova
Za Moldavskou republiku
For Republikken Moldova
Für die Republik Moldau
Moldova Vabariigi nimel

Για τη Δημοκρατία της Μολδαβίας
For the Republic of Moldova
Pour la République de Moldova
Per la Repubblica di Moldova
Moldovas Republikas vārdā
Moldovos Respublikos vardu

Moldova részéről
Għar-Repubblika tal-Moldavja
Voor de Republiek Moldavië
W imieniu Republiki Mołdowy
Pela República da Moldávia
Za Moldavskú republiku
Za Republiko Moldavijo

Moldovan tasavallan puolesta
På Republiken Moldaviens vägnar
Pentru Republica Moldova
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BESCHLUSS DES RATES UND DER KOMMISSION

vom 21. Februar 2005

über den Abschluss eines Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur
Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und der Republik Moldau andererseits anlässlich des Beitritts der Tschechischen Republik,
der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen

Republik zur Europäischen Union

(2006/536/EG, Euratom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND DIE KOMMISSION DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 44 Absatz 2, Artikel 47
Absatz 2 letzter Satz, Artikel 55, Artikel 57 Absatz 2, Artikel 71,
Artikel 80 Absatz 2, Artikel 93, Artikel 94, Artikel 133 und Arti-
kel 181a in Verbindung mit Artikel 300 Absatz 2 Satz 2 und
Absatz 3 Unterabsatz 1,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 101 Absatz 2,

gestützt auf den Beitrittsvertrag von 2003, insbesondere auf Arti-
kel 2 Absatz 3,

gestützt auf die Beitrittsakte von 2003, insbesondere auf Arti-
kel 6 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

mit Zustimmung des Rates nach Artikel 101 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft und
Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwi-
schen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau ande-
rerseits anlässlich des Beitritts der Tschechischen Repub-
lik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Repu-
blik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Euro-
päischen Union wurde am 30. April 2004 unterzeichnet.

(2) Bis zu seinem Inkrafttreten wird das Protokoll ab dem
1. Mai 2004 vorläufig angewandt.

(3) Das Protokoll sollte genehmigt werden —

BESCHLIESSEN:

Artikel 1

Das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft und Zusam-
menarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den Euro-
päischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits
und der Republik Moldau andererseits anlässlich des Beitritts der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Repub-
lik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Repub-
lik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen
Union wird im Namen der Europäischen Gemeinschaft, der Euro-
päischen Atomgemeinschaft und der Mitgliedstaaten genehmigt.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt (2).

Artikel 2

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 4 des Protokolls
vorgesehene Notifizierung im Namen der Gemeinschaft und ihrer
Mitgliedstaaten vor. Der Präsident der Kommission nimmt gleich-
zeitig die entsprechende Notifizierung im Namen der Europäi-
schen Atomgemeinschaft vor.

Geschehen zu Brüssel am 21. Februar 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. ASSELBORN

Für die Kommission
Der Präsident
J. M. BARROSO

(1) ABl. C 174 E vom 14.7.2005, S. 43. (2) Siehe Seite 10 dieses Amtsblatts.

L 224/14 DE Amtsblatt der Europäischen Union 16.8.2006



BESCHLUSS DES RATES

vom 29. April 2004

über die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung eines Protokolls zum Abkommen über
Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits (PKA) über den Beitritt der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der

Slowakischen Republik zum PKA und über die Anpassung des PKA

(2006/537/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 44 Absatz 2, Artikel 47
Absatz 2 letzter Satz, Artikel 55, Artikel 57 Absatz 2, Artikel 71,
Artikel 80 Absatz 2, Artikel 93, Artikel 94, Artikel 133 und Arti-
kel 181a in Verbindung mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1
Satz 1,

gestützt auf den Beitrittsvertrag vom 16. April 2003, insbeson-
dere auf Artikel 2 Absatz 3,

gestützt auf die dem Beitrittsvertrag beigefügte Akte, insbeson-
dere Artikel 6 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 8. Dezember 2003 ermächtigte der Rat die Kommis-
sion, im Namen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaa-
ten mit der Ukraine ein Protokoll zum Abkommen über
Partnerschaft und Zusammenarbeit anlässlich des Beitritts
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki-
schen Republik zur Europäischen Union auszuhandeln
und um gewisse Anpassungen vorzunehmen, die mit insti-
tutionellen und rechtlichen Entwicklungen in der Europä-
ischen Union zusammenhängen.

(2) Vorbehaltlich seines späteren Abschlusses ist das am
30. März 2004 paraphierte Protokoll im Namen der Euro-
päischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten zu
unterzeichnen.

(3) Das Protokoll muss ab dem Tag des Beitritts vorläufige
Anwendung finden, bis die für seinen formalen Abschluss
erforderlichen Verfahren beendet sind —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu bestel-
len, die befugt sind, das Protokoll zum Vertrag für Partnerschaft
und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen Gemeinschaf-
ten und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine anderer-
seits (PKA) über den Beitritt der Tschechischen Republik, der
Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland,
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta,
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki-
schen Republik zum PKA und zu den Anpassungen des PKA
vorbehaltlich eines späteren Abschlusses im Namen der Europä-
ischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten zu unterzeichnen.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt (1).

Artikel 2

Bis zu seinem Inkrafttreten wird das Protokoll ab dem Tag des
Beitritts vorläufig angewandt.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 2004.

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. McDOWELL

(1) Siehe Seite 16 dieses Amtsblatts.
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PROTOKOLL

zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits (PKA) über den
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der
Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zum PKA und über die Anpassung des PKA

DAS KÖNIGREICH BELGIEN,

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK,

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK,

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

DIE REPUBLIK ESTLAND,

DIE HELLENISCHE REPUBLIK,

DAS KÖNIGREICH SPANIEN,

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK,

IRLAND,

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK ZYPERN,

DIE REPUBLIK LETTLAND,

DIE REPUBLIK LITAUEN,

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG,

DIE REPUBLIK UNGARN,

DIE REPUBLIK MALTA,

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE,

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH,

DIE REPUBLIK POLEN,

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK SLOWENIEN,

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK FINNLAND,

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN,

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,

im Folgenden die „Mitgliedstaaten“ genannt, vertreten durch den Rat der Europäischen Union, und

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT UND DIE EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT,

im Folgenden die „Gemeinschaften“ genannt, vertreten durch den Rat der Europäischen Union und die Europäische
Kommission,

L 224/16 DE Amtsblatt der Europäischen Union 16.8.2006



einerseits und

DIE UKRAINE

andererseits,

im Folgenden für die Zwecke dieses Protokolls „Vertragsparteien“ genannt,

GESTÜTZT AUF den Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutsch-
land, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, Irland, der Italienischen Republik,
dem Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Portugiesischen Republik,
der Republik Finnland, dem Königreich Schweden und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland (Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union) und der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slo-
wenien und der Slowakischen Republik über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der
Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union, der am 16. April 2003 in Athen unterzeich-
net wurde und am 1. Mai 2004 in Kraft treten wird,

IN ERWÄGUNG der neuen Situation im Verhältnis zwischen der Ukraine und der Europäischen Union, die für die Zusam-
menarbeit zwischen der Ukraine und der Europäischen Union Chancen eröffnet und Herausforderungen mit sich bringt,

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Wunsches der Vertragsparteien sicherzustellen, dass die Ziele und Grundsätze des PKA
erreicht und umgesetzt werden,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Die Tschechische Republik, die Republik Estland, die Republik
Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, die Repub-
lik Ungarn, die Republik Malta, die Republik Polen, die Republik
Slowenien und die Slowakische Republik werden Vertrags-
parteien des am 14. Juni 1994 in Luxemburg unterzeichneten
und am 1. März 1998 in Kraft getretenen Abkommens über Part-
nerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Ukraine andererseits (im Folgenden das
„Abkommen“ genannt) und nehmen ebenso wie die übrigen Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaften das Abkommen, die am selben
Tag unterzeichneten, der Schlussakte beigefügten Gemeinsamen
Erklärungen, Erklärungen und Briefwechsel sowie das am
12. Oktober 2000 in Kraft getretene Protokoll zu dem Abkom-
men vom 10. April 1997 an bzw. zur Kenntnis.

Artikel 2

(1) Um den jüngeren institutionellen Entwicklungen in der
Europäischen Union Rechnung zu tragen, kommen die Vertrags-
parteien überein, dass aufgrund des Außerkrafttretens des Ver-
trags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl die Bestimmungen des Abkommens, die auf die
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl Bezug nehmen,
als Bezugnahmen auf die Europäische Gemeinschaft zu verste-
hen sind, welche sämtliche Rechte und Pflichten der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl übernommen hat.

(2) Um den institutionellen Entwicklungen im internationa-
len Handelssystem GATT-WTO Rechnung zu tragen, kommen

die Vertragsparteien überein, dass die Bezugnahmen im Abkom-
men auf das GATT als Bezugnahme auf das GATT 1994 zu ver-
stehen sind und dass „Beitritt der Ukraine zum GATT“ als „Beitritt
der Ukraine zur WTO“ zu verstehen ist.

(3) Um der Entwicklung der vertraglichen Grundlage der
Europäischen Energiecharta Rechnung zu tragen, kommen die
Vertragsparteien überein, dass die Bezugnahmen auf die Europä-
ische Energiecharta im Abkommen so zu verstehen sind, dass sie
eine Bezugnahme auf den Vertrag über die Energiecharta und auf
das Energiechartaprotokoll über Energieeffizienz und damit ver-
bundene Umweltaspekte enthalten.

Artikel 3

Dieses Protokoll ist Bestandteil des Abkommens.

Artikel 4

(1) Das Abkommen wird von den Gemeinschaften, dem Rat
der Europäischen Union im Namen ihrer Mitgliedstaaten und von
der Ukraine nach ihren eigenen Verfahren genehmigt.

(2) Die Vertragsparteien notifizieren einander den Abschluss
der in Absatz 1 genannten Verfahren. Die Genehmigungs-
urkunden werden beim Generalsekretariat des Rates der Europä-
ischen Union hinterlegt.
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Artikel 5

(1) Dieses Protokoll tritt am selben Tag in Kraft wie der
Beitrittsvertrag von 2003, sofern alle Genehmigungsurkunden zu
diesem Protokoll vor diesem Zeitpunkt hinterlegt worden sind.

(2) Sind nicht alle Genehmigungsurkunden zu diesem Proto-
koll hinterlegt worden, so tritt dieses Protokoll am ersten Tag des
ersten Monats in Kraft, der auf die Hinterlegung der letzten
Genehmigungsurkunde folgt.

(3) Sind bis zum 1. Mai 2004 nicht alle Genehmigungs-
urkunden zu diesem Protokoll hinterlegt worden, so wird dieses
Protokoll ab 1. Mai 2004 vorläufig angewandt.

Artikel 6

Das Abkommen, die Schlussakte und alle ihr beigefügten Doku-
mente sowie das Protokoll zum Abkommen vom 10. April 1997

sind in estnischer, lettischer, litauischer, maltesischer, polnischer,
slowakischer, slowenischer, tschechischer und ungarischer Spra-
che abgefasst.

Sie sind diesem Protokoll beigefügt (1) und gleichermaßen ver-
bindlich wie die Texte in den anderen Sprachen, in denen das
Abkommen, die Schlussakte und die ihr beigefügten Dokumente
sowie das Protokoll vom 10. April 1997 abgefasst sind.

Artikel 7

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in dänischer, deutscher,
englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, ita-
lienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer,
polnischer, portugiesischer, schwedischer, slowakischer, sloweni-
scher, spanischer, tschechischer, ungarischer und ukrainischer
Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist.

(1) Die estnische, die lettische, die litauische, die maltesische, die
polnische, die slowakische, die slowenische, die tschechische und die
ungarische Fassung des Abkommens werden zu einem späteren Zeit-
punkt in der Sonderausgabe des Amtsblatts veröffentlicht.
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Hecho en Dublín, el veintinueve de abril de dos mil cuatro.

V Dublinu dne dvacátého devátého dubna dva tisíce čtyři.

Udfærdiget i Dublin den niogtyvende april to tusind og fire.

Geschehen zu Dublin am neunundzwanzigsten April zweitausendundvier.

Kahe tuhande neljanda aasta aprillikuu kahekümne üheksandal päeval Dublinis.

Έγινε στο Δουβλίνο, στις είκοσι εννέα Απριλίου δύο χιλιάδες τέσσερα.

Done at Dublin on the twenty-ninth day of April in the year two thousand and four.

Fait à Dublin, le vingt-neuf avril deux mille quatre.

Fatto a Dublino, addì ventinove aprile duemilaquattro.

Dublinā, divi tūkstoši ceturtā gada divdesmit devītajā aprīlī.

Priimta du tūkstančiai ketvirtų metų balandžio dvidešimt devintą dieną Dubline.

Kelt Dublinban, a kétezer-negyedik év április havának huszonkilencedik napján.

Magħmul f’ Dublin fid-disgħa u għoxrin jum ta’ April tas-sena elfejn u erbgħa.

Gedaan te Dublin, de negenentwintigste april tweeduizendvier.

Sporządzono w Dublinie, dnia dwudziestego dziewiątego kwietnia roku dwa tysiące czwartego.

Feito em Dublim, em vinte e nove de Abril de dois mil e quatro.

V Dubline dvadsiatehodeviateho apríla dvetisícštyri.

V Dublinu, dne devetindvajsetega aprila leta dva tisoč štiri.

Tehty Dublinissa kahdentenakymmenentenäyhdeksäntenä päivänä huhtikuuta vuonna kaksituhattaneljä.

Som skedde i Dublin den tjugonionde april tjugohundrafyra.

Вчинено у Дубліні, двадцять дев’ятого квітня дві тисячі четвертого року.
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Por los Estados miembros
Za členské státy
For medlemsstaterne
Für die Mitgliedstaaten
Liikmesriikide nimel
Για τα κράτη μέλη

For the Member States
Pour les États membres
Per gli Stati membri
Dalībvalstu vārdā
Valstybių narių vardu
A tagállamok részéről
Għall-Istati Membri
Voor de lidstaten

W imieniu Państw Członkowskich
Pelos Estados-Membros
Za členské štáty
Za države članice

Jäsenvaltioiden puolesta
På medlemsstaternas vägnar
За Держави-Чпени

Por las Comunidades Europeas
Za Evropská společenství

For De Europæiske Fællesskaber
Für die Europäischen Gemeinschaften

Euroopa ühenduste nimel
Για τις Ευρωπαϊκές Κοινότητες
For the European Communities
Pour les Communautés européennes

Per le Comunità europee
Eiropas Kopienu vārdā
Europos Bendrijų vardu

Az Európai Közösségek részéről
Għall-Komunitajiet Ewropej

Voor de Europese Gemeenschappen
W imieniu Wspólnot Europejskich
Pelas Comunidades Europeias
Za Európske spoločenstvá
Za Evropske skupnosti

Euroopan yhteisöjen puolesta
På Europeiska gemenskapernas vägnar
За Европейські Співтовариства

Por Ucrania
Za Ukrajinu
For Ukraine
Für die Ukraine
Ukraina nimel
Για την Ουκρανία
For Ukraine
Pour l’Ukraine
Per l’Ucraina
Ukrainas vārdā
Ukrainos vardu
Ukrajna részéről
Għall-Ukrajna
Voor Oekraïne
W imieniu Ukrainy
Pela Ucrânia
Za Ukrajinu
Za Ukrajino

Ukrainan puolesta
På Ukrainas vägnar
За Україну
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BESCHLUSS DES RATES UND DER KOMMISSION

vom 24. Januar 2006

über den Abschluss des Protokolls zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine
andererseits (PKA) über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zum PKA und über die

Anpassung des PKA

(2006/538/EG, Euratom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND DIE KOMMISSION DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 44 Absatz 2, Artikel 47
Absatz 2 letzter Satz, Artikel 55, Artikel 57 Absatz 2, Artikel 71,
Artikel 80 Absatz 2, Artikel 93, Artikel 94, Artikel 133 und Arti-
kel 181a in Verbindung mit Artikel 300 Absatz 2 Satz 2 und
Absatz 3 Unterabsatz 1,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 101 Absatz 2,

gestützt auf den Beitrittsvertrag von 2003, insbesondere auf
Artikel 2 Absatz 3,

gestützt auf die Beitrittsakte von 2003, insbesondere auf
Artikel 6 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

mit Zustimmung des Rates nach Artikel 101 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft und
Zusammenarbeit zwischen den Europäischen Gemein-
schaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Ukraine andererseits (PKA) über den Beitritt der Tschechi-
schen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen,
der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
zum PKA und über die Anpassung des PKA wurde am
29. April 2004 gemäß dem Beschluss 2006/537/EG des
Rates (2) im Namen der Europäischen Gemeinschaft
und ihrer Mitgliedstaaten unterzeichnet.

(2) Bis zu seinem Inkrafttreten wird das Protokoll ab dem Tag
des Beitritts vorläufig angewandt.

(3) Das Protokoll sollte genehmigt werden —

BESCHLIESSEN:

Artikel 1

Das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft und Zusam-
menarbeit zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits (PKA) über
den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland,
der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik
Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
zum PKA und über die Anpassung des PKA wird im Namen
der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen Atom-
gemeinschaft und der Mitgliedstaaten genehmigt.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt (3).

Artikel 2

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 4 des Protokolls
vorgesehene Notifizierung im Namen der Europäischen Gemein-
schaft und ihrer Mitgliedstaaten vor. Der Präsident der Kommis-
sion nimmt gleichzeitig die entsprechende Notifizierung im
Namen der Europäischen Atomgemeinschaft vor.

Geschehen zu Brüssel am 24. Januar 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident
K.-H. GRASSER

Für die Kommission
Der Präsident
J. M. BARROSO

(1) ABl. C 174 E vom 14.7.2005, S. 45.
(2) Siehe Seite 15 dieses Amtsblatts. (3) Siehe Seite 16 dieses Amtsblatts.
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BESCHLUSS DES RATES

vom 22. Mai 2006

über den Abschluss, im Namen der Europäischen Gemeinschaft, des Übereinkommens zur Stärkung
der Interamerikanischen Kommission für Tropischen Thunfisch, die mit dem Übereinkommen
aus dem Jahr 1949 zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Republik Costa Rica

eingesetzt wurde

(2006/539/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und Absatz 3
Unterabsatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Gemeinschaft verfügt über die ausschließliche Zustän-
digkeit für den Erlass von Maßnahmen zur Erhaltung und
Bewirtschaftung der Fischereiressourcen und für den
Abschluss von Abkommen mit anderen Staaten und inter-
nationalen Organisationen.

(2) Die Gemeinschaft hat das Seerechtsübereinkommen der
Vereinten Nationen unterzeichnet, das alle Mitglieder der
internationalen Gemeinschaft verpflichtet, zur Erhaltung
und Bewirtschaftung der biologischen Meeresschätze
zusammenzuarbeiten.

(3) Die Gemeinschaft hat das Übereinkommen zur Durchfüh-
rung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 über die
Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden
Fischbeständen und weit wandernden Fischbeständen (2)
unterzeichnet und am 19. Dezember 2003 ratifiziert.

(4) Die Interamerikanische Kommission für Tropischen Thun-
fisch (IATTC) wurde durch ein im Jahr 1949 geschlosse-
nes Übereinkommen zwischen den Vereinigten Staaten
von Amerika und der Republik Costa Rica eingesetzt. Auf
ihrer 61. Tagung im Juni 1998 verabschiedete die IATTC
eine Entschließung über ein neues Übereinkommen zur
Stärkung der IATTC und zur Aktualisierung ihres Statuts
im Einklang mit den Bestimmungen des internationalen
Seerechts.

(5) Die Gemeinschaft wurde von Anfang an zur Teilnahme an
diesem Verfahren aufgefordert und hat eine aktive Rolle
dabei gespielt. Auf der 70. Tagung der IATTC vom 24. bis
27. Juni 2003 in Antigua, Guatemala, wurde das Überein-
kommen zur Stärkung der Interamerikanischen Kommis-
sion für Tropischen Thunfisch geschlossen, die mit dem
Übereinkommen aus dem Jahr 1949 zwischen den Verei-
nigten Staaten von Amerika und der Republik Costa Rica
eingesetzt worden war (Antigua-Übereinkommen).

(6) Das Antigua-Übereinkommen lag gemäß seinem Arti-
kel XXVII vom 14. November 2003 bis zum 31. Dezem-
ber 2004 in Washington DC in den Vereinigten Staaten
von Amerika zur Unterzeichnung auf.

(7) Die Gemeinschaft hat das Antigua-Übereinkommen im
Einklang mit dem Beschluss 2005/26/EG des Rates (3) am
13. Dezember 2004 unterzeichnet.

(8) Fischer der Gemeinschaft üben ihre Tätigkeiten im Bereich
des Antigua-Übereinkommens aus. Es liegt deshalb im
Interesse der Gemeinschaft, der IATTC beizutreten. Die
Gemeinschaft sollte daher das Antigua-Übereinkommen
genehmigen.

(9) Das Antigua-Übereinkommen ist darauf ausgerichtet, die
IATTC in gestärkter Form aufrechtzuerhalten. Es soll das
Übereinkommen von 1949 ersetzen, sobald es für alle
Vertragsparteien jenes Übereinkommens in Kraft tritt. Des-
halb sollte Spanien gemäß der Entscheidung 1999/405/EG
des Rates vom 10. Juni 1999 zur Ermächtigung des König-
reichs Spanien, dem Übereinkommen zur Einsetzung der
Interamerikanischen Kommission für Tropischen Thun-
fisch (IATTC) vorläufig beizutreten (4), die Mitgliedschaft
im Übereinkommen von 1949 aufkündigen, sobald das
Antigua-Übereinkommen in Kraft tritt —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Antigua-Übereinkommen wird im Namen der Europäischen
Gemeinschaft genehmigt.

(1) Zustimmung des Europäischen Parlaments vom 27. April 2006 (noch
nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

(2) ABl. L 189 vom 3.7.1998, S. 14.
(3) ABl. L 15 vom 19.1.2005, S. 9.
(4) ABl. L 155 vom 22.6.1999, S. 37.
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Der Wortlaut des Übereinkommens ist diesem Beschluss
beigefügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates ist ermächtigt, die Personen zu bestellen,
die befugt sind, die Genehmigungsurkunde bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Amerika, dem Verwahrer des Überein-
kommens gemäß Artikel XXXVII desselben Übereinkommens, zu
hinterlegen.

Artikel 3

Mit Inkrafttreten des Antigua-Übereinkommens kündigt Spanien
seine Mitgliedschaft in der Interamerikanischen Kommission für
Tropischen Thunfisch.

Geschehen zu Brüssel am 22. Mai 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. PRÖLL

16.8.2006 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 224/23



ÜBERSETZUNG

ÜBEREINKOMMEN

zur Stärkung der mit dem Übereinkommen von 1949 zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika
und der Republik Costa Rica eingesetzten Interamerikanischen Kommission für Tropischen Thunfisch

(„Antigua-Übereinkommen“)

DIE VERTRAGSPARTEIEN DIESES ÜBEREINKOMMENS —

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass alle Staaten nach den einschlägigen Bestimmungen des Völkerrechts, wie sie im Seerechts-
übereinkommen der Vereinten Nationen (UNCLOS) von 1982 niedergelegt sind, die Pflicht haben, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden Meeresschätze, einschließlich der weit wandernden Arten, zu
ergreifen und zu diesem Zweck mit anderen Staaten zusammenzuarbeiten;

UNTER HINWEIS auf die Hoheitsrechte der Küstenstaaten zum Zweck der Erforschung und Nutzung, Erhaltung und
Bewirtschaftung der lebenden Meeresschätze in den Gebieten unter nationaler Gerichtsbarkeit gemäß dem Seerechtsüber-
einkommen und auf das ebenfalls im Seerechtsübereinkommen festgeschriebene Recht aller Staaten, dass ihre Angehöri-
gen Fischerei auf Hoher See ausüben können;

IN BEKRÄFTIGUNG ihrer Unterstützung der Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung und der Agenda 21, ins-
besondere Kapitel 17, die von der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung (1992) angenommen
wurden, sowie der Erklärung von Johannesburg und des Durchführungsplans, die vom Weltgipfel für Nachhaltige Entwick-
lung (2002) angenommen wurden;

UNTER BETONUNG der Notwendigkeit, die Grundsätze und Standards des Verhaltenskodex für verantwortungsvolle Fische-
rei, der 1995 von der Konferenz der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) angenommen wurde, einschließ-
lich des Übereinkommens zur Förderung der Einhaltung internationaler Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen
durch Fischereifahrzeuge auf Hoher See, 1993, das Bestandteil des Kodex ist, umzusetzen sowie die Internationalen Aktions-
pläne, die die FAO im Rahmen des Verhaltenskodex verabschiedet hat, durchzuführen;

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Tatsache, dass die 50. Vollversammlung der Vereinten Nationen gemäß der Resolution
A/RES/50/24 das Übereinkommen zur Durchführung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten
Nationen vom 10. Dezember 1982 in Bezug auf die Erhaltung und Bewirtschaftung gebietsübergreifender Fischbestände
und weit wandernder Fischbestände angenommen hat (das „UN-Bestandsübereinkommen von 1995“);

MIT RÜCKSICHT auf die Bedeutung, die die Befischung weit wandernder Fischbestände für die Ernährung, Beschäftigung
und Wirtschaft der Bevölkerung der Vertragsparteien hat, sowie darauf, dass die Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen diesem Anspruch gerecht werden müssen und den wirtschaftlichen und sozialen Folgen dieser Maßnahmen
Rechnung getragen werden muss;

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der besonderen Lage und der besonderen Erfordernisse der Entwicklungsländer in der
Region, insbesondere der Küstenstaaten, um das Ziel des Übereinkommens zu erreichen;

IN ANERKENNUNG der besonderen Bemühungen und der herausragenden Leistungen der Interamerikanischen Kommis-
sion für Tropischen Thunfisch sowie der Bedeutung ihrer Tätigkeit für den Thunfischfang im östlichen Pazifischen Ozean;

IN DEM WUNSCH, auf den Erfahrungen aufzubauen, die bei der Durchführung des Übereinkommens von 1949 gewon-
nen wurden;

IN DER ÜBERZEUGUNG, dass die multilaterale Zusammenarbeit das wirksamste Mittel ist, um die Ziele der Erhaltung
und nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresschätze zu erreichen;

IN DEM BESTREBEN, die langfristige Erhaltung und nachhaltige Nutzung der unter dieses Übereinkommen fallenden Fisch-
bestände sicherzustellen;
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IN DER ÜBERZEUGUNG, dass die genannten Ziele und die Stärkung der Interamerikanischen Kommission für Tropischen
Thunfisch am besten durch eine Aktualisierung der Bestimmungen des Übereinkommens von 1949 zwischen den Verei-
nigten Staaten von Amerika und der Republik Costa Rica über die Einsetzung einer interamerikanischen Kommission für
Tropischen Thunfisch verwirklicht werden können —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

TEIL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel I

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens gilt Folgendes:

1. „Unter dieses Übereinkommen fallende Fischbestände“ sind
Bestände von Thunfisch und verwandten Arten sowie
Bestände anderer Fischarten, die im Übereinkommens-
bereich von Fischereifahrzeugen gefangen werden, die Thun-
fisch und verwandte Arten befischen.

2. „Fischerei“ bedeutet:

a) Suche nach, Fang oder Nutzung von unter dieses Über-
einkommen fallenden Fischereibeständen, tatsächlich
oder versuchsweise unternommen;

b) jede Tätigkeit, bei der davon ausgegangen werden kann,
dass sie zur Ortung, zum Fang oder zur Nutzung dieser
Bestände führt;

c) das Aussetzen, die Suche nach oder das Einholen von
Fischsammelvorrichtungen oder dazu gehörigen Ein-
richtungen, wie Funkbaken;

d) jeder Einsatz auf See, der zur Unterstützung oder
in Vorbereitung der unter den Buchstaben a, b und c
beschriebenen Tätigkeiten erfolgt, mit Ausnahme von
Noteinsätzen zum Schutz oder zur Rettung von
Besatzungsmitgliedern oder Schiffen;

e) der Einsatz jedes anderen Fahrzeugs, in der Luft oder
auf See, in Verbindung mit einer in dieser Begriffsbe-
stimmung beschriebenen Tätigkeit, mit Ausnahme von
Noteinsätzen zum Schutz oder zur Rettung von
Besatzungsmitgliedern oder Schiffen.

3. „Fischereifahrzeug“ bedeutet jedes Schiff, das zum Zweck des
Fischfangs eingesetzt wird oder werden soll, einschließlich
Hilfsschiffe, Transportschiffe und alle anderen unmittelbar
an Fangeinsätzen beteiligten Schiffe.

4. „Flaggenstaat“ bedeutet, sofern nicht anders angegeben,

a) einen Staat, dessen Schiffe berechtigt sind, seine Flagge
zu führen,

oder

b) eine Organisation regionaler Wirtschaftsintegration,
deren Schiffe berechtigt sind, die Flagge eines Mitglied-
staats dieser Organisation zu führen.

5. „Einvernehmen“ bedeutet die Annahme eines Beschlusses
ohne Abstimmung und ohne Erhebung von Einwänden.

6. „Vertragsparteien“ sind die Staaten und Organisationen
regionaler Wirtschaftsintegration, die erklärt haben, dass sie
an dieses Übereinkommen gebunden sind, und für die dieses
Übereinkommen gemäß den Artikeln XXVII, XXIX und XXX
in Kraft ist.

7. „Mitglieder der Kommission“ sind die Vertragsparteien und
alle Rechtsträger, die sich gemäß den Bestimmungen des
Artikels XXVIII dieses Übereinkommens ausdrücklich
verpflichtet haben, die Bestimmungen dieses Überein-
kommens einzuhalten und den in seinem Rahmen
erlassenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen
nachzukommen.

8. „Organisation regionaler Wirtschaftsintegration“ ist eine
Organisation regionaler Wirtschaftsintegration, der ihre
Mitgliedstaaten die Zuständigkeit in den unter dieses Über-
einkommen fallenden Bereichen übertragen haben, ein-
schließlich der Befugnis, in diesen Bereichen für die
Mitgliedstaaten bindende Entscheidungen zu treffen.

9. „Übereinkommen von 1949“ ist das Übereinkommen
zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der
Republik Costa Rica über die Einsetzung einer inter-
amerikanischen Kommission für Tropischen Thunfisch.

10. „Kommission“ ist die Interamerikanische Kommission für
Tropischen Thunfisch.

11. „Seerechtsübereinkommen“ ist das Seerechtsübereinkommen
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982.

12. „UN-Bestandsübereinkommen von 1995“ ist das Überein-
kommen zur Durchführung der Bestimmungen des
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 in Bezug auf die Erhaltung und Bewirt-
schaftung gebietsübergreifender Fischbestände und weit wan-
dernder Fischbestände, 1995.
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13. „Verhaltenskodex“ ist der Verhaltenskodex für verantwor-
tungsvolle Fischerei, der auf der 28. Sitzung der Konferenz
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation im Okto-
ber 1995 angenommen wurde.

14. „AIDCP“ ist das Übereinkommen zum Internationalen
Delphinschutzprogramm vom 21. Mai 1998.

Artikel II

Ziel

Das Ziel dieses Übereinkommens ist es, die langfristige Erhal-
tung und die nachhaltige Nutzung der unter dieses Übereinkom-
men fallenden Fischbestände gemäß den einschlägigen
Vorschriften des Völkerrechts sicherzustellen.

Artikel III

Geltungsbereich des Übereinkommens

Der Geltungsbereich des Übereinkommens („Übereinkommens-
bereich“) umfasst das Gebiet des Pazifischen Ozeans, das durch
die Küsten Nord-, Mittel- und Südamerikas sowie durch folgende
Linien begrenzt ist:

i) dem Breitengrad 50°N von der Küste Nordamerikas bis zu
seinem Schnittpunkt mit dem Längengrad 150°W,

ii) dem Längengrad 150°W bis zu seinem Schnittpunkt mit
dem Breitengrad 50°S,

und

iii) dem Breitengrad 50°S bis zur Küste Südamerikas.

TEIL II

ERHALTUNG UND NUTZUNG DER UNTER DAS
ÜBEREINKOMMEN FALLENDEN FISCHBESTÄNDE

Artikel IV

Anwendung des Vorsorgeansatzes

(1) Die Mitglieder der Kommission wenden für die Erhaltung,
Bewirtschaftung und nachhaltige Nutzung der unter dieses
Übereinkommen fallenden Fischbestände unmittelbar oder über
die Kommission den Vorsorgeansatz gemäß den einschlägigen
Bestimmungen des Verhaltenskodes und/oder des
UN-Bestandsübereinkommens von 1995 an.

(2) Im Falle ungewisser, unzuverlässiger oder inadäquater
Angaben lassen die Mitglieder der Kommission besondere Vor-
sicht walten. Das Fehlen angemessener wissenschaftlicher Anga-
ben kann nicht als Grund dafür dienen, den Erlass von
Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen aufzuschieben
oder zu unterlassen.

(3) Gibt der Zustand von Zielbeständen oder Nichtziel-
beständen, von vergesellschafteten oder abhängigen Arten Anlass
zur Sorge, so unterstellen die Mitglieder der Kommission diese
Bestände und Arten einer verstärkten Überwachung, um ihren
Zustand und die Wirksamkeit der Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen zu kontrollieren. Besagte Maßnah-
men werden regelmäßig im Lichte neuer wissenschaftlicher
Erkenntnisse überprüft.

Artikel V

Vereinbarkeit von Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen

(1) Dieses Übereinkommen lässt die Hoheit und die Hoheits-
rechte der Küstenstaaten bei der Erforschung und Nutzung sowie
bei der Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden Meeres-
schätze in den Gebieten unter ihrer Hoheit oder nationalen
Gerichtsbarkeit gemäß dem Seerechtsübereinkommen sowie die
ebenfalls im Seerechtsübereinkommen festgeschriebenen Rechte
aller Staaten, dass ihre Angehörigen Fischerei auf Hoher See aus-
üben dürfen, unberührt.

(2) Damit die Erhaltung und Bewirtschaftung der unter dieses
Übereinkommen fallenden Fischbestände sichergestellt ist, müs-
sen die Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für die
Gebiete auf Hoher See und die Maßnahmen für die Gebiete unter
nationaler Gerichtsbarkeit miteinander vereinbar sein.

TEIL III

DIE INTERAMERIKANISCHE KOMMISSION FÜR TROPISCHEN
THUNFISCH

Artikel VI

Die Kommission

(1) Die Mitglieder der Kommission kommen überein, die mit
dem Übereinkommen von 1949 eingesetzte Interamerikanische
Kommission für Tropischen Thunfisch mit allen ihren Aktiva und
Passiva zu erhalten und zu stärken.

(2) Die Kommission setzt sich aus Sektionen zusammen, die
aus jeweils einem (1) bis vier (4) von jedem Mitglied benannten
Kommissaren bestehen. Den Kommissaren können nach Ermes-
sen des betreffenden Mitglieds Sachverständige und Berater zur
Seite gestellt werden.

(3) Die Kommission hat Rechtspersönlichkeit und verfügt bei
ihren Beziehungen zu anderen internationalen Organisationen
und ihren Mitgliedern über die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und
zur Verwirklichung ihrer Ziele erforderliche Rechtsfähigkeit
gemäß dem Völkerrecht. Die Vorrechte und Immunitäten der
Kommission und ihrer Bediensteten werden in einer Vereinba-
rung zwischen der Kommission und dem betreffenden Mitglied
festgelegt.
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(4) Der Sitz der Kommission bleibt in San Diego, Kalifornien,
Vereinigte Staaten von Amerika.

Artikel VII

Aufgaben der Kommission

(1) Die Kommission hat folgende Aufgaben, bei denen Thun-
fisch und verwandten Arten Vorrang eingeräumt wird:

a) Förderung, Durchführung und Koordinierung der wissen-
schaftlichen Erforschung des Vorkommens, der Biologie und
Biometrie der unter dieses Übereinkommen fallenden Fisch-
bestände und erforderlichenfalls vergesellschafteter oder
abhängiger Arten im Übereinkommensbereich sowie der Fol-
gen natürlicher Einflüsse und menschlicher Tätigkeiten für
die Populationen dieser Bestände und Arten;

b) Festlegung von Normen für die Erfassung und Überprüfung
sowie für den zeitnahen Austausch und die Meldung von
Fischereidaten über die unter dieses Übereinkommen fallen-
den Fischbestände;

c) Annahme von Maßnahmen auf der Grundlage der besten
verfügbaren wissenschaftlichen Gutachten, um die langfris-
tige Erhaltung und nachhaltige Nutzung der unter dieses
Übereinkommen fallenden Fischbestände zu gewährleisten
und um die Bestände der genutzten Arten auf einem Stand
zu erhalten bzw. auf diesen zurückzuführen, der den höchst-
möglichen Dauerertrag sichert, unter anderem durch die
Festsetzung von Gesamtfangmengen für die betreffenden
Fischbestände gemäß Beschluss der Kommission und/oder
der Gesamtfangkapazität und/oder des Fischereiaufwands im
Übereinkommensbereich insgesamt;

d) Feststellung, ob ein bestimmter, unter dieses Übereinkom-
men fallender Fischbestand den besten verfügbaren wissen-
schaftlichen Informationen zufolge maximal befischt oder
überfischt ist, sowie Entscheidung darüber, ob eine Erhö-
hung der Fischereikapazität und/oder des Fischereiaufwands
die Erhaltung dieses Bestands gefährden würde;

e) Feststellung für die unter Buchstabe d genannten Bestände
und auf der Grundlage der von der Kommission gegebenen-
falls aufgestellten oder angewandten Kriterien, inwieweit den
Fischereiinteressen neuer Mitglieder der Kommission unter
Berücksichtigung der einschlägigen internationalen Stan-
dards und Praktiken entsprochen werden kann;

f) erforderlichenfalls Annahme von Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen sowie Empfehlungen für
Arten, die zum selben Ökosystem gehören und durch die
Befischung der unter dieses Übereinkommen fallenden Fisch-
bestände beeinträchtigt werden, oder für abhängige oder ver-
gesellschaftete Arten mit dem Ziel, ihre Populationen über
dem Stand zu erhalten bzw. über den Stand hinaus aufzu-
stocken, bei dem ihr Nachwachsen ernsthaft gefährdet sein
könnte;

g) Annahme geeigneter Maßnahmen, um Abfälle, Rückwürfe,
Fänge durch verlorene oder aufgegebene Netze, Fänge von
Nichtzielarten (Fisch und andere) und die Folgen für verge-
sellschaftete oder abhängige Arten, besonders gefährdete
Arten, zu vermeiden, zu verringern und auf ein Mindestmaß
zu beschränken;

h) Annahme geeigneter Maßnahmen, um Überfischung zu ver-
hindern und übermäßige Fangkapazitäten zu vermeiden
bzw. zu beseitigen und um sicherzustellen, dass die Höhe
des Fischereiaufwands das mit einer nachhaltigen Nutzung
der unter dieses Übereinkommen fallenden Fischbestände
verträgliche Maß nicht überschreitet;

i) Aufstellung eines umfassenden Programms für die Erfassung
und Überwachung von Daten, einschließlich aller Elemente,
die die Kommission für notwendig hält. Jedes Mitglied der
Kommission kann unter Beachtung der Leitlinien der Kom-
mission auch sein eigenes Programm durchführen;

j) Gewährleistung, dass bei der Ausarbeitung der gemäß den
Buchstaben a bis i zu erlassenden Maßnahmen die Notwen-
digkeit der Koordinierung und Vereinbarkeit mit den gemäß
dem AIDCP erlassenen Maßnahmen gebührend berücksich-
tigt wird;

k) möglichst weit reichende Förderung der Entwicklung und
des Einsatzes von selektiven, für die Umwelt sicheren und
kostengünstigen Fanggeräten und Fangtechniken sowie
damit zusammenhängender Tätigkeiten, einschließlich Tech-
nologietransfer und Ausbildung;

l) erforderlichenfalls Aufstellung von Kriterien für und
Beschlussfassung über die Zuteilung der Gesamtfangmengen
oder der Gesamtfangkapazität, einschließlich Ladekapazität,
oder des Fischereiaufwands unter Berücksichtigung aller ein-
schlägigen Faktoren;

m) Anwendung des Vorsorgeansatzes gemäß des Bestimmun-
gen des Artikels IV. Erlässt die Kommission gemäß Artikel IV
Absatz 2 in Ermangelung ausreichender wissenschaftlicher
Informationen Maßnahmen nach dem Vorsorgeansatz, so
verpflichtet sie sich, baldmöglichst die notwendigen wissen-
schaftlichen Informationen einzuholen, um die betreffenden
Maßnahmen beizubehalten oder zu ändern;

n) Förderung der Anwendung aller einschlägigen Bestimmun-
gen des Verhaltenskodex und anderer einschlägiger interna-
tionaler Instrumente wie der Internationalen Aktionspläne,
die die FAO im Rahmen des Verhaltenskodex verabschiedet;

o) Ernennung des Direktors der Kommission;

p) Genehmigung ihres Arbeitsprogramms;

q) Genehmigung ihres Haushaltsplans gemäß den Bestimmun-
gen des Artikels XIV;
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r) Genehmigung des Jahresabschlusses für das vorangegangene
Haushaltsjahr;

s) Annahme oder Änderung ihrer Geschäftsordnung,
Haushaltsordnung und erforderlichenfalls anderer interner
Verwaltungsvorschriften für die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben;

t) Übernahme der Sekretariatsdienste für das AIDCP unter
Berücksichtigung der Bestimmungen von Artikel XIV
Absatz 3;

u) gegebenenfalls Einsetzung nachgeordneter Gremien;

v) Annahme aller Maßnahmen und Empfehlungen, die nach
einschlägigen Informationen und den besten verfügbaren
wissenschaftlichen Erkenntnissen notwendig sind, um das
Ziel dieses Übereinkommens zu erreichen, einschließlich
nicht diskriminierender und transparenter völkerrechts-
konformer Maßnahmen, um Tätigkeiten, die die Wirksam-
keit der Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen der
Kommission untergraben, zu verhindern, zu bekämpfen und
zu beenden.

(2) Die Kommission beschäftigt Personal, das für die unter die-
ses Übereinkommen fallenden Bereiche, einschließlich Verwal-
tung sowie wissenschaftlicher und technischer Fragen, qualifiziert
ist und dem Direktor untersteht; sie trägt dafür Sorge, dass sie
über das erforderliche Personal für die effiziente und wirksame
Anwendung dieses Übereinkommens verfügt. Die Kommission
wählt das am besten qualifizierte Personal aus und achtet darauf,
dass bei der Einstellung von Personal eine möglichst große Reprä-
sentativität und Beteiligung der Mitglieder der Kommission
gewährleistet ist.

(3) Bei der Ausarbeitung der Leitlinien für das Arbeits-
programm zu den wissenschaftlichen Fragen, für die das wissen-
schaftliche Personal zuständig ist, berücksichtigt die Kommission
unter anderem die Gutachten, Empfehlungen und Berichte des
gemäß Artikel XI eingesetzten Beratenden Wissenschaftlichen
Ausschusses.

Artikel VIII

Tagungen der Kommission

(1) Die ordentlichen Tagungen der Kommission finden min-
destens einmal jährlich statt; Ort und Termin werden von der
Kommission festgelegt.

(2) Die Kommission kann erforderlichenfalls auch außeror-
dentliche Tagungen abhalten. Diese Tagungen werden auf Antrag
von mindestens zwei Mitgliedern der Kommission einberufen,
sofern die Mehrheit der Mitglieder den Antrag unterstützt.

(3) Die Tagungen der Kommission setzen Beschlussfähigkeit
voraus. Beschlussfähig ist die Versammlung, wenn zwei Drittel
der Mitglieder der Kommission anwesend sind. Diese Vorschrift
gilt auch für Tagungen der im Rahmen dieses Übereinkommens
eingesetzten nachgeordneten Gremien.

(4) Tagungssprachen sind Spanisch und Englisch, auch die
Unterlagen der Kommission werden in diesen beiden Sprachen
verfasst.

(5) Die Mitglieder wählen einen Vorsitzenden und einen
stellvertretenden Vorsitzenden, die — sofern nicht anders
beschlossen wird — unterschiedlichen Vertragsparteien dieses
Übereinkommens angehören. Beide werden für einen Zeitraum
von einem (1) Jahr gewählt und bleiben bis zur Wahl ihrer Nach-
folger im Amt.

Artikel IX

Beschlussfassung

(1) Sofern keine anders lautenden Bestimmungen bestehen,
fasst die Kommission alle Beschlüsse auf den gemäß Artikel VIII
einberufenen Tagungen im Einvernehmen ihrer auf der betreffen-
den Tagung anwesenden Mitglieder.

(2) Beschlüsse über die Annahme von Änderungen dieses
Übereinkommens und seiner Anhänge sowie Aufforderungen,
dem Übereinkommen gemäß Artikel XXX Buchstabe c beizutre-
ten, erfordern das Einvernehmen aller Vertragsparteien. In diesen
Fällen trägt der Vorsitzende der Tagung dafür Sorge, dass alle
Mitglieder der Kommission Gelegenheit haben, zu den
vorgeschlagenen Beschlüssen Stellung zu nehmen, und die
Vertragsparteien diese Stellungnahmen bei der endgültigen
Beschlussfassung berücksichtigen.

(3) Das Einvernehmen aller Mitglieder der Kommission ist
erforderlich für Beschlüsse über

a) die Annahme und Änderung des Haushaltsplans der Kom-
mission sowie für Beschlüsse über Form und Anteil der
Mitgliedsbeiträge;

b) die in Artikel VII Absatz 1 Buchstabe l genannten
Angelegenheiten.

(4) Wenn eine Vertragspartei oder ein Mitglied der Kommis-
sion auf einer Tagung, auf der Beschlüsse gemäß den Absätzen 2
und 3 gefasst werden, nicht anwesend ist und eine entsprechende
Benachrichtigung gemäß Absatz 6 geschickt hat, teilt der Direk-
tor dieser Vertragspartei bzw. diesem Mitglied die auf der Tagung
gefassten Beschlüsse mit. Erhält der Direktor innerhalb von drei-
ßig (30) Tagen nach Eingang dieser Mitteilung bei der Vertrags-
partei bzw. dem Mitglied keine Antwort der Vertragspartei bzw.
des Mitglieds, so wird davon ausgegangen, dass die Vertragspartei
bzw. das Mitglied sich dem Einvernehmen in der betreffenden
Frage angeschlossen hat. Teilt die Vertragspartei oder das Mit-
glied innerhalb dieser 30-Tage-Frist mit, dass sie bzw. es sich dem
Einvernehmen in der betreffenden Frage nicht anschließen kann,
so ist der betreffende Beschluss unwirksam, und die Kommis-
sion bemüht sich, baldmöglichst Einvernehmen herzustellen.
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(5) Teilt eine Vertragspartei oder ein Mitglied der Kommis-
sion, das auf einer Tagung nicht anwesend war, dem Direktor
gemäß Absatz 4 mit, dass es sich dem Einvernehmen zu einem
auf dieser Tagung gefassten Beschluss nicht anschließen kann, so
kann dieses Mitglied das Einvernehmen in derselben Frage nicht
ablehnen, wenn es auf der nächsten Tagung der Kommission, bei
der diese Frage auf der Tagesordnung steht, nicht anwesend ist.

(6) Kann ein Mitglied der Kommission wegen außergewöhnli-
cher und unvorhergesehener Umstände, die sich seiner Kontrolle
entziehen, nicht an einer Tagung der Kommission teilnehmen,
so gilt Folgendes:

a) Der Direktor ist möglichst vor Beginn der Tagung, aber auf
jeden Fall baldmöglichst schriftlich zu benachrichtigen. Diese
Benachrichtigung ist wirksam, sobald der Direktor dem
betreffenden Mitglied den Erhalt bestätigt hat.

b) Der Direktor teilt dem betreffenden Mitglied baldmöglichst
alle Beschlüsse mit, die auf der Tagung gemäß Absatz 1
gefasst wurden.

c) Innerhalb von dreißig (30) Tagen nach der Mitteilung gemäß
Buchstabe b kann das Mitglied dem Direktor gegebenenfalls
schriftlich mitteilen, dass es sich dem Einvernehmen bei
einem oder mehreren dieser Beschlüsse nicht anschließen
kann. In diesen Fällen sind die betreffenden Beschlüsse
unwirksam, und die Kommission bemüht sich, baldmög-
lichst Einvernehmen herzustellen.

(7) Die Beschlüsse, die die Kommission gemäß diesem Über-
einkommen annimmt, sind für alle Mitglieder fünfundvierzig (45)
Tage nach ihrer Notifikation verbindlich, sofern in diesem Über-
einkommen oder bei Annahme des Beschlusses nichts anderes
bestimmt wird.

Artikel X

Ausschuss für die Überprüfung der Anwendung der von
der Kommission erlassenen Maßnahmen

(1) Die Kommission setzt einen Ausschuss für die Überprü-
fung der Anwendung der von der Kommission erlassenen Maß-
nahmen ein, der sich aus denjenigen Vertretern zusammensetzt,
die jedes Mitglied der Kommission zu diesem Zweck benannt
hat; diese Vertreter können, sofern das betreffende Mitglied es für
zweckmäßig hält, Sachverständige und Berater hinzuziehen.

(2) Die Aufgaben des Ausschusses sind in Anhang 3 dieses
Übereinkommens aufgeführt.

(3) Der Ausschuss kann bei der Wahrnehmung seiner Aufga-
ben mit Zustimmung der Kommission gegebenenfalls andere
Fischereiorganisationen sowie technische oder wissenschaftliche
Einrichtungen, die auf das betreffende Fachgebiet spezialisiert
sind, konsultieren und die im jeweiligen Fall erforderlichen Sach-
verständigengutachten einholen.

(4) Der Ausschuss bemüht sich nach Kräften um eine einver-
nehmliche Annahme seiner Berichte und Empfehlungen. Schei-
tern alle Bemühungen um Einvernehmen, so ist dies mit den
Standpunkten der Mehrheit und der Minderheit in den Berichten
anzugeben. Einzelne Ausschussmitglieder können auch verlan-
gen, dass ihr Standpunkt zu allen Berichten oder einem Teil der
Berichte wiedergegeben wird.

(5) Der Ausschuss tagt mindestens einmal jährlich, vorzugs-
weise anlässlich der ordentlichen Tagung der Kommission.

(6) Der Ausschuss kann auf Antrag von mindestens zwei (2)
Mitgliedern der Kommission zusätzliche Tagungen einberufen,
sofern die Mehrheit der Mitglieder den Antrag unterstützt.

(7) Der Ausschuss erfüllt seine Aufgaben gemäß der von der
Kommission festgelegten Geschäftsordnung bzw. ihren Leitlinien
und Direktiven.

(8) Zur Unterstützung der Tätigkeit des Ausschusses hat das
Personal der Kommission folgende Aufgaben:

a) Einholung der notwendigen Informationen für die Arbeit des
Ausschusses und Einrichtung einer Datenbank gemäß den
von der Kommission festgelegten Verfahren;

b) Aufstellung aller statistischen Analysen, die der Ausschuss
für die Wahrnehmung seiner Aufgaben benötigt;

c) Ausarbeitung der Berichte des Ausschusses;

d) Weitergabe aller sachdienlichen Informationen, insbesondere
Informationen gemäß Absatz 8 Buchstabe a, an die
Ausschussmitglieder.

Artikel XI

Beratender Wissenschaftlicher Ausschuss

(1) Die Kommission setzt einen Beratenden Wissenschaftli-
chen Ausschuss ein, für den jedes Mitglied der Kommission je
einen Vertreter benennt, der über die erforderlichen Qualifikati-
onen oder einschlägigen Erfahrungen im Zuständigkeitsbereich
des Ausschusses verfügt; die Vertreter können, sofern das betref-
fende Mitglied es für zweckmäßig hält, Sachverständige und Bera-
ter hinzuziehen.

(2) Die Kommission kann Organisationen oder Personen mit
anerkannten wissenschaftlichen Fachkenntnissen auf den Arbeits-
gebieten der Kommission zur Teilnahme an den Arbeiten des
Ausschusses auffordern.

(3) Die Aufgaben des Ausschusses sind in Anhang 4
aufgeführt.

(4) Der Ausschuss tagt mindestens einmal jährlich, vorzugs-
weise vor einer Tagung der Kommission.
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(5) Der Ausschuss kann auf Antrag von mindestens zwei (2)
Mitgliedern der Kommission zusätzliche Tagungen einberufen,
sofern die Mehrheit der Mitglieder den Antrag unterstützt.

(6) Der Direktor führt den Vorsitz im Ausschuss, und er kann
diese Funktion mit Genehmigung der Kommission delegieren.

(7) Jeder Ausschuss bemüht sich nach Kräften um eine einver-
nehmliche Annahme seiner Berichte und Empfehlungen. Schei-
tern alle Bemühungen um Einvernehmen, so ist dies mit den
Standpunkten der Mehrheit und der Minderheit in den Berichten
anzugeben. Einzelne Ausschussmitglieder können auch verlan-
gen, dass ihr Standpunkt zu allen Berichten oder einem Teil der
Berichte wiedergegeben wird.

Artikel XII

Verwaltung

(1) Die Kommission ernennt in Übereinstimmung mit ihrer
Geschäftsordnung und unter Berücksichtigung der darin festge-
legten Kriterien einen Direktor mit langjähriger und allgemein
anerkannter Kompetenz in den unter dieses Übereinkommen fal-
lenden Bereichen, insbesondere unter wissenschaftlichen, techni-
schen und administrativen Gesichtspunkten, der der Kommission
untersteht und nach ihrem Ermessen abgesetzt werden kann. Die
Amtszeit des Direktors beträgt vier (4) Jahre, und er kann so oft
wiederernannt werden, wie es die Kommission beschließt.

(2) Der Direktor hat folgende Aufgaben:

a) Ausarbeitung von Forschungsplänen und -programmen für
die Kommission;

b) Aufstellung der Haushaltsvoranschläge für die Kommission;

c) Genehmigung der Auszahlung von Mitteln für die Durch-
führung des von der Kommission genehmigten Arbeits-
programms und Haushaltsplans und Buchführung über die
auf diese Weise verwendeten Mittel;

d) Ernennung, Entlassung und Unterweisung des für die Aufga-
ben der Kommission erforderlichen Verwaltungs-, wissen-
schaftlichen, technischen und sonstigen Personals gemäß der
Geschäftsordnung der Kommission;

e) Ernennung — sofern es für die effiziente Arbeitsweise der
Kommission zweckmäßig ist — eines Koordinators für die
wissenschaftliche Forschung gemäß Buchstabe d, der dem
Direktor untersteht; der Direktor überträgt dem Koordina-
tor für die wissenschaftliche Forschung die Aufgaben und
Zuständigkeiten, die er für angemessen hält;

f) gegebenenfalls Vereinbarung der Zusammenarbeit mit ande-
ren Organisationen oder Personen, falls dies für die Wahr-
nehmung der Aufgaben der Kommission erforderlich ist;

g) Koordinierung der Tätigkeit der Kommission mit der von
Organisationen und Personen, mit denen der Direktor
Zusammenarbeit vereinbart hat;

h) Ausarbeitung der Verwaltungs-, wissenschaftlichen und
sonstigen Berichte für die Kommission;

i) Aufstellung der Tagesordnung für die Tagungen der Kom-
mission und ihrer nachgeordneten Gremien, Einberufung der
Tagungen in Abstimmung mit den Mitgliedern der Kommis-
sion und unter Berücksichtigung ihrer Vorschläge sowie
administrative und technische Organisation der Tagungen;

j) Gewährleistung der Veröffentlichung und Bekanntmachung
der von der Kommission erlassenen und geltenden
Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen und, soweit
möglich, Führung und Verbreitung von Unterlagen über
andere, von den Mitgliedern der Kommission erlassene
und im Übereinkommensbereich geltende Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen;

k) Gewährleistung der Führung eines Verzeichnisses der im
Übereinkommensbereich fischenden Fischereifahrzeuge, das
unter anderem auf den Informationen basiert, die der Kom-
mission gemäß Anhang 1 übermittelt werden, und periodi-
sche Weitergabe der in diesem Verzeichnis enthaltenen
Informationen an alle Mitglieder der Kommission und auf
Antrag an jedes einzelne Mitglied;

l) rechtliche Vertretung der Kommission;

m) Wahrnehmung aller sonstigen Aufgaben, um die effiziente
und effektive Tätigkeit der Kommission sicherzustellen,
sowie anderer Aufgaben, die die Kommission ihm übertra-
gen kann.

(3) Der Direktor und das Personal der Kommission enthalten
sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben jeder Handlung, die
mit ihrem Status oder mit den Zielen und Bestimmungen dieses
Übereinkommens unvereinbar sein könnte; sie haben keine finan-
ziellen Interessen an Untersuchungs- und Forschungstätigkeiten
oder an der Erforschung, Nutzung, Verarbeitung und Vermark-
tung der unter dieses Übereinkommen fallenden Fischbestände.
Sie wahren während und nach ihrer Beschäftigung bei der Kom-
mission die Vertraulichkeit aller vertraulichen Informationen, die
sie während ihrer Beschäftigung erhalten haben oder zu denen
sie Zugang hatten.

L 224/30 DE Amtsblatt der Europäischen Union 16.8.2006



Artikel XIII

Wissenschaftliches Personal

Das wissenschaftliche Personal untersteht dem Direktor und dem
Koordinator für die wissenschaftliche Forschung, falls dieser
gemäß Artikel XII Absatz 2 Buchstaben d und e ernannt wurde.
Es hat folgende Aufgaben, bei denen Thunfisch und verwandten
Arten Vorrang eingeräumt wird:

a) Durchführung wissenschaftlicher Forschungsprojekte und
anderer Forschungstätigkeiten, die von der Kommission
gemäß dem zu diesem Zweck angenommenen Arbeitsplan
genehmigt werden;

b) Versorgung der Kommission über den Direktor mit wissen-
schaftlichen Gutachten und Empfehlungen zur Ausarbeitung
von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen sowie zu
anderen wichtigen Fragen nach Konsultation des Beraten-
den Wissenschaftlichen Ausschusses, außer in Fällen, in
denen der Direktor die Kommission wegen knapper Fristen
nur in begrenztem Maße rechtzeitig mit diesen Gutachten
oder Empfehlungen versorgen kann;

c) Versorgung des Beratenden Wissenschaftlichen Ausschusses
mit den notwendigen Informationen für die Wahrnehmung
seiner Aufgaben gemäß Anhang 4;

d) Versorgung der Kommission über den Direktor mit Empfeh-
lungen für die wissenschaftliche Forschung mit dem Ziel, die
Kommission bei ihren Aufgaben gemäß Artikel VII Absatz 1
Buchstabe a zu unterstützen;

e) Einholung und Analyse von Informationen über den
derzeitigen und früheren Zustand und die Entwicklungs-
tendenzen der unter dieses Übereinkommen fallenden
Fischpopulationen;

f) Versorgung der Kommission über den Direktor mit Normen-
vorschlägen für die Erfassung und Überprüfung sowie den
rechtzeitigen Austausch und die rechtzeitige Meldung von
Fischereidaten über die unter dieses Übereinkommen fallen-
den Fischbestände;

g) Einholung von statistischen Daten und Meldungen aller Art
über Fänge der unter dieses Übereinkommen fallenden
Fischbestände und über die Tätigkeit von Fischerei-
fahrzeugen im Übereinkommensbereich sowie aller sonsti-
gen relevanten Informationen über die Befischung dieser
Bestände, gegebenenfalls auch unter sozialen und wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten;

h) Prüfung und Bewertung von Informationen über Methoden
und Verfahren für die Erhaltung und Auffüllung der unter
dieses Übereinkommen fallenden Fischbestände;

i) Veröffentlichung oder anderweitige Verbreitung der Berichte
über die Erkenntnisse des Ausschusses sowie aller anderen
in den Geltungsbereich des Übereinkommens fallenden
Berichte sowie wissenschaftlicher, statistischer und sonsti-
ger Daten über die Befischung der unter dieses Übereinkom-
men fallenden Fischbestände unter Wahrung der
Vertraulichkeit gemäß Artikel XXII;

j) Wahrnehmung aller anderen Funktionen und Aufgaben, die
ihm übertragen werden können.

Artikel XIV

Haushaltsplan

(1) Die Kommission nimmt jedes Jahr gemäß Artikel IX
Absatz 3 ihren Haushaltsplan für das darauf folgende Jahr an. Bei
der Festlegung der Höhe der Haushaltsmittel berücksichtigt die
Kommission den Grundsatz der Kostenwirksamkeit.

(2) Der Direktor legt der Kommission einen ausführlichen Ent-
wurf des Jahreshaushaltsplans zur Prüfung vor, in dem die Aus-
lagen angegeben sind, die aus den in Artikel XV Absatz 1 und
den in Artikel XV Absatz 3 genannten Beiträgen zu tätigen sind.

(3) Die Kommission führt getrennt Buch über die im Rahmen
des vorliegenden Übereinkommens und die im Rahmen des
AIDCP ausgeführten Tätigkeiten. Die für das AIDCP zu erbrin-
genden Leistungen und die dafür geschätzten Kosten werden im
Haushaltsplan der Kommission angegeben. Der Direktor legt der
Tagung der Vertragsparteien des AIDCP vor dem Jahr, in dem
die Leistungen zu erbringen sind, die Kostenvoranschläge für die
gemäß dem genannten Übereinkommen auszuführenden Aufga-
ben zur Genehmigung vor.

(4) Die Konten der Kommission werden jährlich von einem
unabhängigen Wirtschaftsprüfer geprüft.

Artikel XV

Mitgliedsbeiträge

(1) Die Höhe des Beitrags jedes Mitglieds der Kommission zu
ihrem Haushalt wird nach der Beitragsordnung festgesetzt, die
die Kommission gemäß Artikel IX Absatz 3 annimmt bzw.
ändert. Die Kommission legt eine transparente und für alle Mit-
glieder gerechte Beitragsordnung fest, die in ihrer Haushalts-
ordnung enthalten ist.

(2) Die gemäß den Bestimmungen von Absatz 1 vereinbarten
Beiträge müssen ausreichen, damit die Kommission ihre Aufga-
ben erfüllen und den gemäß Artikel XIV Absatz 1 angenomme-
nen Haushaltsplan fristgerecht ausführen kann.
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(3) Die Kommission richtet einen Fonds für freiwillige Bei-
träge für Maßnahmen zur Erforschung und Erhaltung der unter
dieses Übereinkommen fallenden Fischbestände und gegebenen-
falls der vergesellschafteten oder abhängigen Arten sowie zur
Erhaltung der Meeresumwelt ein.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels IX und sofern
die Kommission nicht anders beschließt, hat ein Mitglied der
Kommission, das mit der Zahlung seiner Beiträge im Rückstand
ist, bis zur Erfüllung seiner Verpflichtungen gemäß dem vorlie-
genden Artikel kein Recht auf Teilnahme an der Beschlussfassung
in der Kommission, wenn die ausstehenden Forderungen den
Betrag erreichen oder übersteigen, der als Beitrag für die voran-
gegangenen vierundzwanzig (24) Monate fällig ist.

(5) Alle Mitglieder der Kommission kommen für die Kosten
ihrer Teilnahme an den Tagungen der Kommission und ihrer
nachgeordneten Gremien selbst auf.

Artikel XVI

Transparenz

(1) Die Kommission fördert bei ihren Beschlussfassungs-
verfahren und sonstigen Tätigkeiten die Transparenz der Durch-
führung dieses Übereinkommens unter anderem durch folgende
Maßnahmen:

a) öffentliche Verbreitung sachdienlicher, nichtvertraulicher
Informationen,

und

b) gegebenenfalls Erleichterung der Konsultation und der Betei-
ligung von NGO, Vertretern der Fischwirtschaft, insbeson-
dere der Fangflotten und anderer interessierter Einrichtungen
oder Personen.

(2) Vertreter von Nichtvertragsparteien, relevanten
Regierungsorganisationen und NGO, einschließlich Umwelt-
organisationen mit anerkannter Erfahrung auf den Gebieten, für
die die Kommission zuständig ist, sowie die Thunfischwirtschaft
aller im Übereinkommensbereich tätigen Mitglieder der Kommis-
sion, insbesondere die Thunfischflotte, haben die Möglichkeit,
gemäß den in Anhang 2 festgelegten Grundsätzen und Kriterien
oder gemäß anderen von der Kommission festgelegten Krite-
rien als Beobachter oder in anderer Funktion an den Tagungen
der Kommission und ihrer nachgeordneten Gremien teilzuneh-
men. Diese Teilnehmer haben rechtzeitig Zugang zu einschlägi-
gen Informationen, vorbehaltlich der Geschäftsordnungs-
und Vertraulichkeitsbestimmungen, die die Kommission über den
Zugang zu diesen Informationen erlassen kann.

TEIL IV

RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER DER
KOMMISSION

Artikel XVII

Rechte der Staaten

Keine Bestimmung dieses Übereinkommens kann so ausgelegt
werden, dass sie die Hoheit, die Hoheitsrechte oder die Gerichts-
barkeit, die ein Staat im Einklang mit dem Völkerrecht ausübt,
oder dessen Haltung oder Meinungen in Fragen des Seerechts
präjudiziert oder untergräbt.

Artikel XVIII

Durchführung, Einhaltung und Durchsetzung der
Vorschriften durch die Vertragsparteien

(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um die Durchführung und Einhaltung dieses Übereinkommens
und aller gemäß diesem Übereinkommen erlassenen Erhaltungs-
und Bewirtschaftungsmaßnahmen zu gewährleisten; dies schließt
gegebenenfalls die Verabschiedung einschlägiger Gesetze
und Vorschriften ein.

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels XXII und in
Übereinstimmung mit der von der Kommission aufzustellenden
und zu erlassenden Geschäftsordnung übermitteln die Vertrags-
parteien der Kommission alle Informationen, die zur Erfüllung
des Ziels dieses Übereinkommens erforderlich sein könnten, ein-
schließlich statistischer und biologischer Daten und Angaben
über ihre Fangtätigkeit im Übereinkommensbereich, sowie auf
Ersuchen der Kommission gegebenenfalls Informationen darü-
ber, was sie zur Durchführung der gemäß diesem Übereinkom-
men erlassenen Maßnahmen unternommen haben.

(3) Jede Vertragspartei teilt dem gemäß Artikel X eingesetzten
Ausschuss für die Überprüfung der Anwendung der von der
Kommission erlassenen Maßnahmen über den Direktor unver-
züglich Folgendes mit:

a) Rechts- und Verwaltungsvorschriften, einschließlich
Vorschriften über Verstöße und Sanktionen, die die Einhal-
tung der von der Kommission erlassenen Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen betreffen;

b) Maßnahmen zur Gewährleistung der Einhaltung der von der
Kommission erlassenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen, gegebenenfalls einschließlich einer Analyse ein-
zelner Fälle und der abschließenden Entscheidung.
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(4) Die Vertragsparteien

a) erlauben die Verwendung und — vorbehaltlich der gelten-
den Vertraulichkeitsbestimmungen — Weitergabe einschlä-
giger Informationen, die von Beobachtern der Kommission
oder eines nationalen Programms aufgezeichnet wurden;

b) tragen dafür Sorge, dass die Schiffseigner und/oder Kapitäne
der Kommission erlauben, gemäß den diesbezüglich von der
Kommission festgelegten Verfahrensvorschriften Informati-
onen zu sammeln und zu analysieren, die der Ausschuss für
die Überprüfung der Anwendung der von der Kommission
erlassenen Maßnahmen für die Wahrnehmung seiner Aufga-
ben benötigt;

c) übermitteln der Kommission alle sechs Monate einen Bericht
über die Tätigkeit ihrer Thunfischfänger und alle weiteren
Informationen, die der Ausschuss für die Überprüfung der
Anwendung der von der Kommission erlassenen Maßnah-
men für seine Tätigkeit benötigt.

(5) Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen Maßnah-
men, um sicherzustellen, dass Fischereifahrzeuge, die in den
Gewässern unter ihrer nationalen Gerichtsbarkeit Fischfang
betreiben, die Bestimmungen dieses Übereinkommens und die
gemäß diesem Übereinkommen erlassenen Maßnahmen
einhalten.

(6) Vertragsparteien, die Grund zu der Annahme haben,
dass ein Fischereifahrzeug unter der Flagge eines anderen Staats
in einer Weise tätig war oder ist, die die Wirksamkeit der für
den Übereinkommensbereich erlassenen Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen untergräbt, weisen den betreffen-
den Flaggenstaat und gegebenenfalls die Kommission darauf hin.
Die betreffende Vertragspartei legt dem Flaggenstaat das vollstän-
dige Beweismaterial und der Kommission gegebenenfalls eine
Zusammenfassung vor. Die Kommission gibt diese Informatio-
nen nicht weiter, bevor der Flaggenstaat Gelegenheit hatte, inner-
halb einer angemessenen Frist zu den Vorwürfen und dem ihm
vorgelegten Beweismaterial Stellung zu nehmen bzw. Einspruch
zu erheben.

(7) Jede Vertragspartei führt auf Ersuchen der Kommission
oder jeder anderen Vertragspartei eine gründliche Untersuchung
durch, wenn ihr mitgeteilt wird, dass ein Fischereifahrzeug
unter ihrer Gerichtsbarkeit Tätigkeiten ausgeführt hat, die den
gemäß diesem Übereinkommen erlassenen Maßnahmen zuwider-
laufen. Sie verfährt hierbei gegebenenfalls nach ihren einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften. Die Ergebnisse der Untersuchung
und die daraufhin getroffenen Maßnahmen werden der Kommis-
sion und gegebenenfalls der anderen Vertragspartei baldmög-
lichst mitgeteilt.

(8) Jede Vertragspartei verhängt nach Maßgabe ihrer nationa-
len Rechtsvorschriften und in Übereinstimmung mit dem Völker-
recht ausreichend strenge Sanktionen, um die Einhaltung der
Bestimmungen dieses Übereinkommens und hiernach erlassener
Maßnahmen wirksam zu garantieren und den Verantwortlichen
jeden Vorteil aus ihren illegalen Tätigkeiten zu entziehen; diese
Sanktionen können gegebenenfalls die Verweigerung, Ausset-
zung oder den Entzug der Fangerlaubnis umfassen.

(9) Die Vertragsparteien, deren Küste an den Überein-
kommensbereich grenzt und deren Fischereifahrzeuge unter die-
ses Übereinkommen fallende Fischbestände befischen oder in
deren Hoheitsgebiet die Fänge angelandet und verarbeitet wer-
den, kooperieren mit dem Ziel, die Einhaltung dieses Überein-
kommens und die Anwendung der von der Kommission
erlassenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen sicher-
zustellen; zu diesem Zweck können gegebenenfalls Kooperations-
maßnahmen und -regelungen erlassen werden.

(10) Stellt die Kommission fest, dass im Übereinkommens-
bereich fischende Fischereifahrzeuge in einer Weise tätig waren
oder sind, die die Wirksamkeit der Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen der Kommission untergräbt oder
auf andere Weise gegen sie verstößt, so können die Vertrags-
parteien auf Empfehlung der Kommission und in Übereinstim-
mung mit diesem Übereinkommen und dem Völkerrecht
Maßnahmen treffen, um die betreffenden Fischereifahrzeuge von
diesen Tätigkeiten abzuhalten, bis der Flaggenstaat geeignete
Maßnahmen trifft, um sicherzustellen, dass diese Fischerei-
fahrzeuge die Tätigkeiten nicht fortsetzen.

Artikel XIX

Durchführung, Einhaltung und Durchsetzung der
Vorschriften durch die Rechtsträger

Artikel XVIII dieses Übereinkommens gilt sinngemäß für Rechts-
träger, die Mitglied der Kommission sind.

Artikel XX

Pflichten der Flaggenstaaten

(1) Jede Vertragspartei trifft in Übereinstimmung mit dem Völ-
kerrecht die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass
Fischereifahrzeuge unter ihrer Flagge die Bestimmungen dieses
Übereinkommens und der hiernach erlassenen Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen einhalten und dass diese Fischerei-
fahrzeuge keine Tätigkeit ausüben, die die Wirksamkeit der Maß-
nahmen untergraben würde.

(2) Die Vertragsparteien erlauben keinem Fischereifahrzeug,
das ihre Flagge führen darf, die Befischung der unter dieses Über-
einkommen fallenden Fischbestände, es sei denn, das Fischerei-
fahrzeug verfügt über eine entsprechende Genehmigung der
zuständigen Behörde(n) der betreffenden Vertragspartei. Die
Vertragsparteien erlauben den Einsatz von Fischereifahrzeugen
unter ihrer Flagge für die Fischerei im Übereinkommensbereich
nur, wenn sie in der Lage sind, ihrer Verantwortung für diese
Fischereifahrzeuge im Rahmen dieses Übereinkommens
nachzukommen.
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(3) Zusätzlich zu ihren Pflichten gemäß den Absätzen 1 und 2
treffen die Vertragsparteien die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass Fischereifahrzeuge unter ihrer Flagge nicht
ohne die entsprechende Lizenz, Erlaubnis oder Genehmigung der
zuständigen Behörden in Gebieten unter der Hoheit oder der nati-
onalen Gerichtsbarkeit eines anderen Staats im Überein-
kommensbereich fischen.

Artikel XXI

Pflichten der Rechtsträger

Artikel XX gilt sinngemäß für Rechtsträger, die Mitglied der Kom-
mission sind.

TEIL V

VERTRAULICHKEIT

Artikel XXII

Vertraulichkeit

(1) Die Kommission legt Vertraulichkeitsregeln für alle Ein-
richtungen und Personen fest, denen nach diesem Übereinkom-
men Zugang zu Informationen gewährt wird.

(2) Unbeschadet etwaiger, nach Absatz 1 verabschiedeter
Vertraulichkeitsregeln dürfen Personen mit Zugang zu solchen
vertraulichen Informationen diese im Zusammenhang mit
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren preisgeben, wenn eine
zuständige Behörde der betreffenden Vertragspartei sie hierzu
auffordert.

TEIL VI

ZUSAMMENARBEIT

Artikel XXIII

Zusammenarbeit und Unterstützung

(1) Die Kommission bemüht sich, Maßnahmen über techni-
sche Hilfe, Technologietransfer, Ausbildung und andere Formen
der Zusammenarbeit anzunehmen, um der Kommission angehö-
rende Entwicklungsländer bei der Erfüllung ihrer Verpflichtun-
gen im Rahmen dieses Übereinkommens zu unterstützen und
diese Länder verstärkt in die Lage zu versetzen, die Fischerei
unter ihrer jeweiligen nationalen Gerichtsbarkeit auszubauen und
sich nachhaltig an der Hochseefischerei zu beteiligen.

(2) Die Mitglieder der Kommission erleichtern und fördern —
soweit es für die wirksame Umsetzung von Absatz 1 erforder-
lich ist — diese Zusammenarbeit, insbesondere auf finanziellem
und technischem Gebiet, sowie den Technologietransfer.

Artikel XXIV

Zusammenarbeit mit anderen Organisationen oder
Einrichtungen

(1) Die Kommission arbeitet mit subregional, regional und
weltweit tätigen Fischereiorganisationen und -einrichtungen
zusammen und setzt gegebenenfalls in Abstimmung mit diesen
Organisationen oder Einrichtungen einschlägige Gremien ein, wie
beratende Ausschüsse, in der Absicht, die Erfüllung des Ziels die-
ses Übereinkommens zu fördern, die besten wissenschaftlichen
Daten einzuholen und Doppelarbeit zu vermeiden.

(2) Die Kommission erlässt in Abstimmung mit den einschlä-
gigen Organisationen oder Einrichtungen die Geschäftsordnung
für die gemäß Absatz 1 eingesetzten Gremien.

(3) Überschneidet sich der Übereinkommensbereich mit dem
Regelungsbereich einer anderen Fischereiorganisation, so arbei-
tet die Kommission mit dieser anderen Organisation zusammen,
um sicherzustellen, dass das Ziel des vorliegenden Übereinkom-
mens erfüllt wird. Zu diesem Zweck bemüht sich die Kommis-
sion durch Konsultationen und andere Regelungen, mit der
anderen Organisation geeignete Maßnahmen zu vereinbaren, die
z. B. die Harmonisierung und Vereinbarkeit der Erhaltungs- und
Bewirtschaftungsmaßnahmen der Kommission und der anderen
Organisation gewährleisten oder vorsehen, dass die Kommission
bzw. die andere Organisation es vermeidet, in dem betreffenden
Gebiet Maßnahmen in Bezug auf die Arten zu treffen, die der
jeweils anderen Partei unterstehen.

(4) Absatz 3 gilt gegebenenfalls für Fischbestände, die durch
Gebiete wandern, die der Kommission und einer anderen Orga-
nisation, anderen Organisationen oder Einrichtungen
unterstehen.

TEIL VII

STREITBEILEGUNG

Artikel XXV

Streitbeilegung

(1) Die Mitglieder der Kommission arbeiten zusammen, um
Streitigkeiten vorzubeugen. Jedes Mitglied kann eines oder meh-
rere andere Mitglieder bei Unstimmigkeiten über die Auslegung
oder Anwendung der Bestimmungen dieses Übereinkommens
konsultieren, um möglichst rasch eine für alle Beteiligten zufrie-
den stellende Lösung zu finden.

(2) Lässt sich eine Streitigkeit durch solche Konsultationen
nicht in angemessener Zeit beilegen, so beraten die betreffenden
Mitglieder so bald wie möglich untereinander, um die Streitig-
keit in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht friedlich
beizulegen.
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(3) Stellen zwei oder mehr Mitglieder der Kommission fest,
dass eine Streitigkeit technischer Art ist und sie nicht in der Lage
sind, diese unter sich beizulegen, können sie sich in beiderseiti-
gem Einverständnis an ein nicht verbindliches Ad-hoc-
Sachverständigengremium wenden, das im Rahmen der
Kommission gemäß den Vorschriften eingesetzt wird, die die
Kommission zu diesem Zweck erlässt. Das Gremium berät mit
den betreffenden Mitgliedern und bemüht sich um eine zügige
Beilegung der Streitigkeit, ohne dass ein verbindliches Streit-
beilegungsverfahren eingeleitet werden muss.

TEIL VIII

NICHTMITGLIEDER

Artikel XXVI

Nichtmitglieder

(1) Die Kommission und ihre Mitglieder bestärken alle Staa-
ten und Organisationen regionaler Wirtschaftsintegration gemäß
Artikel XXVII dieses Übereinkommens und gegebenenfalls die
Rechtsträger gemäß Artikel XXVIII dieses Übereinkommens, die
nicht Mitglied der Kommission sind, darin, Mitglied zu werden
bzw. mit dem Übereinkommen konforme Gesetze und Vorschrif-
ten zu erlassen.

(2) Die Mitglieder der Kommission tauschen untereinander
direkt oder über die Kommission Informationen über die Tätig-
keiten von Schiffen von Nichtmitgliedern aus, die die Wirksam-
keit dieses Übereinkommens untergraben.

(3) Die Kommission und ihre Mitglieder arbeiten nach Maß-
gabe dieses Übereinkommens und des Völkerrechts zusammen,
um Schiffe von Nichtmitgliedern von Tätigkeiten abzuhalten, die
die Wirksamkeit dieses Übereinkommens untergraben. Die Mit-
glieder machen hierzu unter anderem Nichtmitglieder auf derar-
tige Tätigkeiten ihrer Schiffe aufmerksam.

TEIL IX

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel XXVII

Unterzeichnung

(1) Dieses Übereinkommen liegt vom 14. November 2003 bis
31. Dezember 2004 in Washington zur Unterzeichnung aus

a) durch die Vertragsparteien des Übereinkommens von 1949,

b) durch Staaten, die nicht Vertragspartei des Übereinkommens
von 1949 sind und deren Küste an den Übereinkommens-
bereich grenzt,

und

c) durch Staaten und Organisationen regionaler Wirtschafts-
integration, die nicht Vertragspartei des Übereinkommens
von 1949 sind und deren Fischereifahrzeuge die unter die-
ses Übereinkommen fallenden Fischbestände zu einem belie-
bigen Zeitpunkt während der vier Jahre vor der Annahme
dieses Übereinkommens befischt haben und die an der Aus-
handlung dieses Übereinkommens beteiligt waren,

und

d) durch andere Staaten, die nicht Vertragspartei des Überein-
kommens von 1949 sind und deren Fischereifahrzeuge die
unter dieses Übereinkommen fallenden Fischbestände zu
einem beliebigen Zeitpunkt während der vier Jahre vor der
Annahme dieses Übereinkommens befischt haben, nach
Konsultation der Vertragsparteien des Übereinkommens
von 1949.

(2) Für die in Absatz 1 genannten Organisationen regionaler
Wirtschaftsintegration gilt, dass Mitgliedstaaten dieser Organisa-
tionen das vorliegende Übereinkommen nur unterzeichnen
dürfen, wenn sie ein Gebiet vertreten, das außerhalb des
Geltungsbereichs des Vertrags zur Gründung der Organisation
liegt, und wenn die Beteiligung des betreffenden Mitgliedstaats
ausschließlich auf die Vertretung der Interessen dieses Gebiets
begrenzt ist.

Artikel XXVIII

Rechtsträger

(1) Die Rechtsträger, deren Fischereifahrzeuge die unter dieses
Übereinkommen fallenden Fischbestände zu einem beliebigen
Zeitpunkt während der vier Jahre vor der Annahme dieses Über-
einkommens befischt haben, können sich ausdrücklich verpflich-
ten, die Bestimmungen dieses Übereinkommens einzuhalten und
den hiernach erlassenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen nachzukommen, indem sie

a) während des in Artikel XXVII Absatz 1 genannten Zeitraums
eine Urkunde unterzeichnen, die zu diesem Zweck in Über-
einstimmung mit einer von der Kommission gemäß dem
Übereinkommen von 1949 anzunehmenden Entschließung
ausgearbeitet wird,

und/oder

b) dem Verwahrer während oder nach dem genannten Zeit-
raum eine schriftliche Mitteilung in Übereinstimmung mit
einer von der Kommission gemäß dem Übereinkommen von
1949 anzunehmenden Entschließung übermitteln. Der Ver-
wahrer leitet eine Kopie dieser Mitteilung unverzüglich an
alle Unterzeichner und Vertragsparteien weiter.
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(2) Die gemäß Absatz 1 abgegebene Verpflichtung gilt ab dem
in Artikel XXXI Absatz 1 genannten Zeitpunkt oder, wenn dies
später erfolgt, dem Zeitpunkt der schriftlichen Mitteilung gemäß
Absatz 1.

(3) Die oben genannten Rechtsträger können sich ausdrück-
lich verpflichten, die Bestimmungen dieses Übereinkommens in
einer gemäß Artikel XXXIV oder Artikel XXXV geänderten Fas-
sung einzuhalten, indem sie dem Verwahrer eine diesbezügliche
schriftliche Mitteilung in Übereinstimmung mit der in Absatz 1
genannten Entschließung übermitteln.

(4) Die Verpflichtung gemäß Absatz 3 gilt ab den in Arti-
kel XXXIV Absatz 3 und Artikel XXXV Absatz 4 genannten
Daten oder spätestens ab dem Datum der in Absatz 3 genannten
schriftlichen Mitteilung.

Artikel XXIX

Ratifizierung, Annahme oder Genehmigung

Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung, Annahme oder Geneh-
migung durch die Unterzeichner nach ihren innerstaatlichen
Rechtsvorschriften und Verfahren.

Artikel XXX

Beitritt

Dieses Übereinkommen steht allen Staaten oder Organisationen
regionaler Wirtschaftsintegration zum Beitritt offen,

a) die die Voraussetzungen von Artikel XXVII erfüllen,

oder

b) deren Fischereifahrzeuge unter dieses Übereinkommen fal-
lende Fischbestände befischen, nach Konsultation mit den
Vertragsparteien,

oder

c) die auf der Grundlage eines Beschlusses der Vertragsparteien
eingeladen werden, dem Übereinkommen beizutreten.

Artikel XXXI

Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen tritt fünfzehn (15) Monate nach
Hinterlegung beim Verwahrer der siebten Ratifizierungs-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde der Vertrags-
parteien des Übereinkommens von 1949, die bei Auflegung des
vorliegenden Übereinkommens zur Unterzeichnung Vertrags-
partei besagten Übereinkommens waren, in Kraft.

(2) Nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens tritt dasselbe
in Bezug auf Staaten oder Organisationen regionaler Wirtschafts-
integration, die die Voraussetzungen des Artikels XXVII oder des
Artikels XXX erfüllen, für diese Staaten oder Organisationen regi-
onaler Wirtschaftsintegration am dreißigsten (30.) Tag nach Hin-
terlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde in Kraft.

(3) In Bezug auf die Beziehungen zwischen den Vertrags-
parteien dieses Übereinkommens und des Übereinkommens von
1949 hat dieses Übereinkommen ab seinem Inkrafttreten Vor-
rang vor dem Übereinkommen von 1949.

(4) Bei Inkrafttreten dieses Übereinkommens bleiben die
Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen, die die Kommis-
sion im Rahmen des Übereinkommens von 1949 angenommen
hat, in Kraft, bis sie auslaufen, durch Beschluss der Kommission
aufgehoben oder durch andere im Rahmen des vorliegenden
Übereinkommens erlassene Maßnahmen oder Vereinbarungen
ersetzt werden.

(5) Bei Inkrafttreten dieses Übereinkommens gilt eine
Vertragspartei des Übereinkommens von 1949, die noch nicht
erklärt hat, dass sie an das vorliegende Übereinkommen gebun-
den ist, weiterhin als Mitglied der Kommission, es sei denn, diese
Vertragspartei verzichtet darauf, Mitglied der Kommission zu
sein, indem sie dies dem Verwahrer vor Inkrafttreten des vorlie-
genden Übereinkommens schriftlich notifiziert.

(6) Bei Inkrafttreten dieses Übereinkommens für alle Vertrags-
parteien des Übereinkommens von 1949 gilt Letzteres gemäß
den einschlägigen völkerrechtlichen Bestimmungen in Artikel 59
des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge als
beendet.

Artikel XXXII

Vorläufige Anwendung

(1) Ein Staat oder eine Organisation regionaler Wirtschafts-
integration, der bzw. die die Anforderungen von Artikel XXVII
oder Artikel XXX erfüllt, kann dieses Übereinkommen vorläufig
anwenden, indem er bzw. sie dies dem Verwahrer schriftlich noti-
fiziert. Die vorläufige Anwendung wird ab dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Übereinkommens oder, wenn dies später
erfolgt, ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Notifizierung beim
Verwahrer wirksam.

(2) Die in Absatz 1 genannte vorläufige Anwendung dieses
Übereinkommens durch einen Staat oder eine Organisation regi-
onaler Wirtschaftsintegration endet mit Inkrafttreten dieses Über-
einkommens für besagten Staat oder besagte Organisation
regionaler Wirtschaftsintegration oder mit einer Notifizierung, in
welcher besagter Staat oder besagte Organisation regionaler
Wirtschaftsintegration den Verwahrer von seiner bzw. ihrer
Absicht in Kenntnis setzt, die vorläufige Anwendung zu beenden.
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Artikel XXXIII

Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig.

Artikel XXXIV

Änderungen

(1) Jedes Mitglied der Kommission kann Änderungen zu die-
sem Übereinkommen vorschlagen, indem es dem Direktor min-
destens sechzig (60) Tage vor einer Tagung der Kommission
einen Änderungsvorschlag übermittelt. Der Direktor leitet Kopien
des Vorschlags unverzüglich an alle anderen Mitglieder weiter.

(2) Änderungen des Übereinkommens werden gemäß Arti-
kel IX Absatz 2 angenommen.

(3) Änderungen dieses Übereinkommens treten neunzig (90)
Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem alle, die bei Geneh-
migung der Änderungen Vertragsparteien des Übereinkommens
waren, beim Verwahrer ihre entsprechenden Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsurkunden hinterlegt haben.

(4) Staaten oder Organisationen regionaler Wirtschafts-
integration, die nach Inkrafttreten von Änderungen des Überein-
kommens oder seiner Anhänge Vertragspartei dieses
Übereinkommens werden, gelten als Vertragspartei des Überein-
kommens in seiner geänderten Fassung.

Artikel XXXV

Anhänge

(1) Die Anhänge sind fester Bestandteil dieses Übereinkom-
mens, und vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen schließt
eine Bezugnahme auf dieses Übereinkommen die Bezugnahme
auf die Anhänge ein.

(2) Jedes Mitglied der Kommission kann Änderungen eines
Anhangs dieses Übereinkommens vorschlagen, indem es dem
Direktor mindestens sechzig (60) Tage vor einer Tagung der
Kommission einen Änderungsvorschlag übermittelt. Der Direk-
tor leitet Kopien des Vorschlags unverzüglich an alle anderen Mit-
glieder weiter.

(3) Änderungen der Anhänge werden gemäß Artikel IX
Absatz 2 angenommen.

(4) Sofern nichts anderes vereinbart wird, treten Änderungen
eines Anhangs für alle Mitglieder neunzig (90) Tage nach ihrer
Annahme gemäß Absatz 3 in Kraft.

Artikel XXXVI

Kündigung

(1) Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen durch
eine an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifikation zu jeder
Zeit nach Ablauf von zwölf (12) Monaten ab dem Zeitpunkt, zu
dem dieses Übereinkommen für die betreffende Partei in Kraft
getreten ist, kündigen. Der Verwahrer unterrichtet die übrigen
Vertragsparteien binnen dreißig (30) Tagen nach Eingang dieser
Notifikation von der Kündigung. Die Kündigung wird sechs (6)
Monate nach Eingang der Notifikation beim Verwahrer wirksam.

(2) Dieser Artikel gilt sinngemäß für alle Rechtsträger in
Bezug auf ihre Verpflichtung gemäß Artikel XXVIII dieses
Übereinkommens.

Artikel XXXVII

Verwahrung

Die Urschriften dieses Übereinkommens werden bei der Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika hinterlegt, die den
Unterzeichnern und Vertragsparteien dieses Übereinkommens
sowie gemäß Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen dem
Generalsekretär der Vereinten Nationen zur Registrierung
und Veröffentlichung beglaubigte Abschriften übersendet.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten, von ihren jeweiligen Regie-
rungen hierzu ordnungsgemäß befugt, ihre Unterschriften unter dieses Übereinkommen gesetzt.

GESCHEHEN zu Washington am vierzehnten November 2003 in englischer, spanischer und
französischer Sprache, wobei der Wortlaut in jeder der drei Sprachen gleichermaßen verbind-
lich ist.
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ANHANG 1

Leitlinien und Kriterien für Verzeichnisse von Fischereifahrzeugen

1. Die Vertragsparteien führen gemäß Artikel XII Absatz 2 Buchstabe k ein Verzeichnis der zur Führung ihrer Flagge
berechtigten Fischereifahrzeuge, die im Übereinkommensbereich die unter dieses Übereinkommen fallenden Fisch-
bestände befischen dürfen, und tragen dafür Sorge, dass für alle betroffenen Fischereifahrzeuge folgende Angaben in
das Verzeichnis eingetragen werden:

a) Name des Schiffes, Registernummer, frühere Namen (falls bekannt) sowie Registerhafen;

b) Foto des Schiffs, auf dem die Registernummer zu erkennen ist;

c) Name und Anschrift des Eigners/der Eigner;

d) gegebenenfalls Name und Anschrift des/der Betreiber(s) und/oder Verwalter(s);

e) gegebenenfalls frühere Flagge (soweit bekannt);

f) gegebenenfalls internationales Rufzeichen;

g) Bauort und -jahr;

h) Schiffstyp;

i) Fangmethoden;

j) Länge, Breite und gemallte Seitenhöhe;

k) Bruttoregistertonnen;

l) Hauptmaschinenleistung;

m) Art der vom Flaggenstaat erteilten Fanggenehmigung;

n) Art und Kapazität der Gefrierräume sowie Zahl und Kapazität der Fischladeräume.

2. Die Kommission kann beschließen, Fischereifahrzeuge auf der Grundlage ihrer Länge oder anderer Merkmale von
den Anforderungen gemäß Absatz 1 auszunehmen.

3. Die Vertragsparteien übermitteln dem Direktor nach den von der Kommission festgelegten Verfahren die Angaben
gemäß Absatz 1 dieses Anhangs und teilen ihm Änderungen dieser Angaben unverzüglich mit.

4. Die Vertragsparteien teilen dem Direktor unverzüglich Folgendes mit:

a) Aufnahmen in das Verzeichnis;

b) Streichungen aus dem Verzeichnis

i) wegen freiwilliger Aufgabe oder Nichterneuerung der Fanggenehmigung durch den Eigner oder Betreiber
des Fischereifahrzeugs,

ii) wegen des Entzugs der für das Fischereifahrzeug gemäß Artikel XX Absatz 2 erteilten Fanggenehmigung,

iii) weil das Fischereifahrzeug nicht mehr berechtigt ist, die Flagge des betreffenden Landes zu führen,
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iv) wegen Abwrackung, Stilllegung oder Verlust des Fischereifahrzeugs,

und

v) aus anderen Gründen,

und geben an, welcher der genannten Gründe zutrifft.

5. Dieser Anhang gilt sinngemäß für Rechtsträger, die Mitglied der Kommission sind.
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ANHANG 2

Grundsätze und Kriterien für die Teilnahme von Beobachtern an Tagungen der Kommission

1. Der Direktor lädt Regierungsorganisationen, deren Arbeit für die Umsetzung dieses Übereinkommens relevant ist,
sowie Nichtvertragsparteien, die ein Interesse an der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der unter dieses Überein-
kommen fallenden Fischbestände haben, zu den gemäß Artikel VIII einberufenen Tagungen der Kommission ein,
sofern sie dies wünschen.

2. Die in Artikel XVI Absatz 2 genannten Nichtregierungsorganisationen (NGO) können an allen gemäß Artikel VIII
einberufenen Tagungen der Kommission und ihrer nachgeordneten Gremien als Beobachter teilnehmen, ausgenom-
men Exekutivsitzungen und Sitzungen der Delegationsleiter.

3. Nichtregierungsorganisationen, die an einer Tagung der Kommission als Beobachter teilnehmen möchten, unterrich-
ten den Direktor mindestens fünfzig (50) Tage vor der Tagung von diesem Wunsch. Der Direktor teilt den Mitglie-
dern der Kommission die Namen dieser NGO sowie Informationen gemäß Absatz 6 dieses Anhangs mindestens
fünfundvierzig (45) Tage vor Beginn der Tagung mit.

4. Liegen zwischen der Bekanntmachung und der tatsächlichen Tagung der Kommission weniger als fünfzig (50) Tage,
so kann der Direktor die Fristen gemäß Absatz 3 flexibler handhaben.

5. Die Teilnahme einer NGO an den Tagungen der Kommission oder ihrer nachgeordneten Gremien kann vorbehaltlich
Absatz 7 auf Jahresbasis genehmigt werden.

6. In Anträgen auf Teilnahme gemäß den Absätzen 3, 4 und 5 sind der Name und die Büroanschrift der NGO sowie ihr
Tätigkeitsbereich anzugeben. Außerdem ist zu erläutern, inwiefern diese Tätigkeit mit der Arbeit der Kommission in
Zusammenhang steht. Diese Angaben sind erforderlichenfalls zu aktualisieren.

7. Dem Wunsch einer NGO, als Beobachter teilzunehmen, steht nichts entgegen, es sei denn, zwei Drittel der Mitglieder
der Kommission erheben schriftlich Einspruch gegen diese Teilnahme.

8. Alle Beobachter, die zu einer Tagung der Kommission zugelassen wurden, erhalten die gleichen Unterlagen, die den
Mitgliedern der Kommission zur Verfügung stehen, ausgenommen Unterlagen, die vertrauliche Geschäftsdaten
enthalten.

9. Die zu einer Tagung der Kommission zugelassenen Beobachter dürfen

a) an Tagungen vorbehaltlich der Einschränkung von Absatz 2 teilnehmen, haben aber kein Stimmrecht,

b) sich auf Einladung des Vorsitzenden während der Tagung mündlich zu Wort melden,

c) mit Zustimmung des Vorsitzenden auf der Tagung Dokumente verteilen,

und

d) gegebenenfalls mit Zustimmung des Vorsitzenden weitere Aktivitäten ausüben.

10. Der Direktor kann Nichtvertragsparteien und NGO-Beobachter auffordern, angemessene Gebühren zu entrichten und
durch ihre Anwesenheit verursachte Kosten zu decken.

11. Die zu einer Tagung der Kommission zugelassenen Beobachter befolgen alle für die übrigen Tagungsteilnehmer gel-
tenden Vorschriften und Verfahren.

12. Jede NGO, die gegen Absatz 11 verstößt, wird von der weiteren Teilnahme an den Tagungen ausgeschlossen, sofern
die Kommission nicht anders beschließt.
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ANHANG 3

Ausschuss für die Überprüfung der Anwendung der von der Kommission erlassenen Maßnahmen

Der gemäß Artikel X eingesetzte Ausschuss für die Überprüfung der Anwendung der von der Kommission erlassenen Maß-
nahmen hat folgende Aufgaben:

a) Überprüfung und Überwachung der von der Kommission erlassenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen
sowie der in Artikel XVIII Absatz 9 genannten Kooperationsmaßnahmen;

b) Auswertung von Informationen nach Flaggen oder, wenn Informationen nach Flaggen in dem betreffenden Fall nicht
zweckmäßig wären, nach Fischereifahrzeugen sowie Auswertung aller sonstigen Informationen, die zur Durchfüh-
rung seiner Aufgaben notwendig sind;

c) Versorgung der Kommission mit Informationen, technischen Gutachten und Empfehlungen zur Durchführung der
Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen und zu ihrer Einhaltung;

d) Abgabe von Empfehlungen an die Kommission, wie die Vereinbarkeit der Bestandsbewirtschaftungsmaßnahmen der
Mitglieder der Kommission verbessert werden kann;

e) Abgabe von Empfehlungen an die Kommission über die wirksame Umsetzung von Artikel XVIII Absatz 10;

f) in Abstimmung mit dem Beratenden Wissenschaftlichen Ausschuss Abgabe von Empfehlungen an die Kommission
zu den Prioritäten und Zielen des gemäß Artikel VII Absatz 1 Buchstabe i aufgestellten Programms für die Erfassung
und Überwachung von Daten sowie Bewertung der Ergebnisse des Programms;

g) Wahrnehmung anderer Aufgaben nach Weisung der Kommission.
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ANHANG 4

Beratender Wissenschaftlicher Ausschuss

Der gemäß Artikel XI eingesetzte Beratende Wissenschaftliche Ausschuss hat folgende Aufgaben:

a) Prüfung der Pläne, Vorschläge und Forschungsprogramme der Kommission und gegebenenfalls Abgabe diesbezügli-
cher Gutachten für die Kommission;

b) Sichtung der vom wissenschaftlichen Personal für die Kommission erstellten Bewertungen, Analysen, Forschungs-
oder sonstigen Arbeiten und Empfehlungen vor deren Beratung durch die Kommission, und erforderlichenfalls Bereit-
stellung weiterer Informationen, Gutachten und Kommentare zu den betreffenden Fragen;

c) Ausarbeitung von Empfehlungen an die Kommission, welche Fragen und Themen vom wissenschaftlichen Personal
künftig aufgegriffen werden sollen;

d) in Abstimmung mit dem Ausschuss für die Überprüfung der Anwendung der von der Kommission erlassenen Maß-
nahmen Ausarbeitung von Empfehlungen an die Kommission zu den Prioritäten und Zielen des gemäß Artikel VII
Absatz 1 Buchstabe i aufgestellten Programms für die Erfassung und Überwachung von Daten sowie Bewertung der
Ergebnisse des Programms;

e) Unterstützung der Kommission und des Direktors bei der Erschließung von Finanzierungsquellen für Forschungs-
arbeiten im Rahmen dieses Übereinkommens;

f) Aufbau und Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern der Kommission über deren Forschungsinsti-
tute, um Wissen und Erkenntnis über die unter dieses Übereinkommen fallenden Fischbestände zu verbessern;

g) Förderung und Erleichterung der Zusammenarbeit zwischen der Kommission und anderen nationalen und internati-
onalen öffentlichen oder privaten Einrichtungen, die ähnliche Ziele verfolgen;

h) Prüfung aller Fragen, die ihm von der Kommission übertragen werden;

i) Wahrnehmung aller sonstigen Funktionen und Aufgaben, die ihm von der Kommission übertragen werden könnten.
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